
7 JOder Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIll. GP 

16. 5. 1973 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Invalideneinstellungsgesetz 1969 

geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Invalideneinstellungsgesetz 1969, BGBl. 
Nr. 22/1970, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten: 
,,(2) Dienstgeber, bei denen sich regelmäßig 

zu gewissen Zeiten des Jahres ein vermehrter 
Arbeitsanfall ergibt (Saisonarbeit), haben der 
Beschäftigungspflicht dadurch zu entsprechen, daß 
sie mindestens so viele Invalide, als der nur auf 
die Zahl der ständig beschäftigten Dienstnehm'er 
entfallenden Pflichtzahl (Abs. 4) entsprechen 
würde, ständig beschäftigen, im übrigen aber 
die zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht er­
forderliche Zahl von Invaliden saisonmäßig ein­
stellen. Das gleiche gilt sinngemäß für Dienst­
geber, die Heimarbeiter beschäftigen." 

2. § 1 Abs. 5 hat zu lauten: 
,,(5) Der Bundesminister für soziale Verwal­

tung kann einem Dienstgeber im Sinne des 
Abs. 1, der Dienstnehmer in mehreren Bundes­
ländern beschäftigt, auf Antrag nach Anhörung 
des Beirates (§ 10 Abs. 2) die Bewilligung zur 
gemeinschaftlichen Erfüllung der Beschäftigungs­
pflicht für seine im gesamten Bundesgebiet be­
schäftigten Dienstnehmer erteilen, wenn hiedurch 
die Arbeitsvermittlung für Invalide nicht gefähr­
det wird. Diese Bewilligung kann befristet wer­
den; sie ist bei Wegfall einer Voraussetzung zu 
widerrufen. In der BewilliguD;g ist jenes Landes­
invalidenamt zu bestimmen, das für die Durch­
führung des Verfahrens gemäß § 16 Abs. 2 zu­
ständig ist und dessen Invalidenausschuß über 
Anträge im Sinne des § 5 Abs. 3 zu entscheiden 
hat." 

3. § 2 hat zu lauten: 
,,§ 2. (1) Begünstigte Invalide im Sinne dieses 

Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürger, 
deren Erwerbsfähigkeit infolge einer Gesund-

heitsschädigung oder des Zusammenwirkens 
mehrerer Gesundheitsschä-digungen um minde­
stens 50 v. H. gemindert ist. 

(2) Nicht als begünstigte Invalide im Sinne 
des Abs. 1 gelten Personen, die 

a) sich in Schul- oder Berufsausbildung be­
finden und nicht in Beschäftigung stehen 
oder . 

b) das 65. Lebensjahr überschritten haben und 
nicht in Beschäftigung stehen oder 

c) nach den Vorschriften des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, des Gewerb­
lichen Selbständigen -Pensionsversicherungs­
gesetzes oder des Bauern-Pensionsversiche­
rungsgesetzes Geldleistungen wegen dauern­
der Erwerbsunfähigkeit (dauernder Berufs­
unfähigkeit) beziehen und nicht in Be­
schäftigung stehen oder 

d) infolge des Ausmaßes ihrer Gebrechen zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht ge­
eignet sind. 

(3) Invalide, denen kraft Gesetzes ein An­
spruch auf unentgeltliche berufliche Ausbildung 
(Ein- oder Umschulung) zwecks Wiedergewin­
nung oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit zu­
steht, sind vor der Inanspruchnahme der Be­
günstigungen der als notwendig erkannten beruf-:­
lichen Ausbildung zuzuführen. 

(4) Auf ausländische Invalide findet dieses 
Bundesgesetz, unbeschadet der Vorschrift des 
Abs. 5, nur nach Maßgabe der mit ihren Heimat­
staaten getroffenen Vereinbarungen Anwendung. 

(5) Den begünstigten Invaliden im Sinne des 
Abs. 1 stehen Personen deutscher SprachzUge­
hörigkeit gleich; die staatenlos sind oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
wenn ihre Erwerbsfähigkeit in folge einer 
Gesundheitsschädigung oder des Zusammen­
wirkens mehrerer Gesundheitsschädigungen um 
mindestens 50 v. H. gemindert ist." 

4. § 4 hat z.Jllauten: 
,,§ 4 .. (1) Bei der Feststellung der Gesamtzahl 

der Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu . 
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berechnen ist (§ 1 Abi>. 1, 2, 4 und 5), sind alle Die Feststellung der Verwendungen im aU$-
Dienstnehmer, die ein Dienstgeber innerhalb übenden Verkehrsdienst obliegt dem Bun-
eines Bundeslandes beschäftigt, zusammenzufas- desminister für Verkehr." 
sen. Beschäftigt ein Dienstgeber in mehreren 5. § 5 Abs. 1,2 und 3 haben zu lauten: 
Bundesländern Dienstnehmer und liegt die Zahl 
der in einem Bundesland Beschäftigten unter ,,(1) Als im Sinne dieses Bundesgesetzes be-
20, so sind diese Dienstnehmer jeweils der Zahl schäftigt zählen nur begünstigte Invalide, die die 
der Dienstnehmer zuzuzählen, die am Sitz des persönlichen Voraussetzungen (§ 2 Abs. 1 oder 
Unternehmens beschäftigt werden. Nicht einzu- 5) erfüllen und entsprechend den Bestimmungen 
rechnen sind: des § 7 entlohnt werden. Dienstgeber, bei denen 

die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 oder 5 zu-
a) Begünstigte Invalide (§ 2) und die Dienst- treffen, werden auf die Pflichtzahl angerechnet. 

nehmer, die der Dienstgeber auf Grund . 
anderer gesetzlicher Vorschriften zu be- (2) Blinde sind mit dem Doppelten ihrer Zahl 
schäftigen verpflichtet ist; auf die Pflichtzahl anzurechnen. 

b) ~rzte in Kranken- und Kuranstalten, (3) Bei Dienstgebern, bei denen die weiblichen 
Dienstnehmer, die im Krankenpflegefach- Arbeitskräfte mehr als die Hälfte des Gesamt­
dienst, im medizinisch-technischen Dienst beschäftigtenstandes ausmachen, sind bis zur 
oder im Sanitätshilfsdienst beschäftigt sind, Hälfte der Pflichtzahl auch Kriegerwitwen und 
sowie Anstaltshebammen; Witwen, die diesen gleichstehen, voll anrechen-

bar; das gleiche gilt für Frauen, die gemäß § 1 
c) Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebens- Abs. 3 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 

jahr und Personen, die in einem Lehr- versorgungsberechtigt sind. Auf Antrag hat der 
oder anderen Ausbildungsverhältnis stehen; Invalidenausschuß (§ 12) für Dienstgeber, die 

d) Dienstnehmer, die Präsenz dienst leisten, weibliche Arbeitskräfte beschäftigen, die Anrech­
und Dienstnehmerinnen während der Zei- nung des im ersten Satz angeführten Personen­
ten, in denen sie auf Grund der gesetzlichen kreises bis zur vollen Pf1ichtzahl unter der Vor­
Vorschriften über den Mutterschutz nicht aussetzung zu bewilligen; daß beim Arbeitsamt 
beschäftigt werden; keine für eine Einstellung geeigneten Invaliden 

e) Dienstnehmer, die nur vorübergehend be- vorgemerkt sind oder eine Beschäftigung von 
schäftigt oder nicht vollbeschäftigt sind. Als Invaliden aus iimerbetrieblichen Gründen nicht 
vorübergehend beschäftigt gelten Personen, durchführbar ist. In den Fällen, in denen der 
die innerhalb eines Kalenderjahres höch- BundesminiSter für soziale Verwaltung die Be­
stens 30 Tage beschäftigt werden, als nicht willigung zur gemeinschaftlichen Erfüllung der 
vollbeschäftigt gelten Personen, die im Beschäftigungspflicht (§ 1 Abs. 5) erteilt hat, ist 
Durchschnitt höchstens 24 Stunden in der jener Invalidenausschuß für eine Entscheidung 
Woche beschäftigt werden. . zuständig, der hiezu bestimmt wurde: Die Be-

willigung kann befristet werden; sie ist bei Weg-
(2) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 2 fall einer Voraussetzung zu widerrufen." 

ist die Pflichtzahl dadurch zu ermitteln, daß zu 
den ständig beschäftigten Dienstnehmern die 6. § 9 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten: 
jeweils im Durchschnitt des Kalendermonates "Das Arbeitsamt hat dem Dienstgeber eine Be­
nicht ständig beschäftigten Dienstnehmer hinzu- scheinigung über die jeweils vorgenommenen er­
gezählt werden. Das gleiche gilt sinngemäß, wenn folglosen Ansprechungen auszustellen." 
Heimarbeiter bescltäftigt werden. 7 .. § 10 Abs. 1, 2 und 3 haben zu lauten: 

(3) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 3 ,,(1) Aus den Erträgnissen der Ausgleichs-
sind in' die Gesamtzahl der Dienstnehmer, von taxe wird beim Bundesministerium für soziale 
der die Pflichtzahl zu berechnen ist, nicht einzu- Verwaltung der mit Rechtspersönlichkeit aus­
rechnen: gestattete, vort diesem Bundesministerium ver-

tretene Ausgleichstaxfonds gebildet, dessen Mittel 
a) die unter Abs. 1 lit. abis e angeführten für Zwecke der Fürsorge für \ begünstigte Inva-

Personen; lide im Sinne des § 2 Abs. 1 und 5, für die 
b) die im § 1 Abs. 3 lit. b bis e des Wehr- Gewährung von Zuschüssen rtach § 6 Abs. 2 

gesetZes angeführten Angehörigen des Bun~ sowie für Zwecke der Fürsorge für die nach 
desheeres ; dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 oder 

c) Dienstnehmer, die im Wach- oder Feuer- dem Heeresversorgungsgesetz versörgungsberech-
wehrdienst verwendet werden; tigten Personen und deren Kinder zu verwenden 

d) Dienstnehmer, die als Lehrer, Erzieher öder sind. 
im Schulaufsichtsdienst, als Fürsorger, im aus- (2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundes­
übenden Verkehrsdienst oder als Forstar- ministerium für soziale Verwaltung unter An­
beiter verwendet werden, zu einem Drittel. hörung eines Beirates verwaltet. Dieser Beirat 
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besteht aus dem Vorsitzenden, zwei Vertretern 
der organisierten Kriegsbeschädigten, je einem 
Vertreter der Unfallversehrten, der Opferbefür­
sorgten und der Zivilinvaliden ,sowie je zwei 
Vertretern der Dienstnehmer und Dienstgeber. 
Den Vorsitz führt der Bundesminister für soziale 
Verwaltung oder ein von ihm bestimmter rechts~ 
kundiger Beamter aus dem' Stande des Bundes­
ministeriums für soziale Verwaltung. 

(3) Die im Abs. 2 genannten Mitglieder des 
Beirates sowie die gleiche Zahl von Ersatzmit­
gliedern wer,den vom Bundesminister für soziale 
Verwaltung für die Dauer von drei Jahren auf 
Grund von Vorschlägen berufen; die von den 
zur Vertretung der Interessen der Invaliden ge­
bildeten Organisationen beziehungsweise von den 
in Betracht kommenden gesetzlichen Interessen­
vertretungen zu erstatten sind. Ein Vertreter 
der Dienstgeber wird von der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft, der zweite von der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam­
mern psterreichs vorgeschlagen. Je ein Vertreter 
der Dienstnehmer wird vom Osterreichismen 
Arbeiterkammertag 'und vom österreichischen 
Landarbeiterkammertag vorgeschiagen. Zur Er­
stattung der Vorschläge für die Berufung der 
Vertreter der organisierten Kriegsopfer sind nur 
die jeweils im Invalidenfürsorgebeirat (Bundes­
gesetz vom 3. Juli 1946, BGBL Nr. 144, in der 
Fassung des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1954, 
BGBL Nr. 171) vertretenen Vereinigungen der 
Kriegsopfer berufen. Hinsichtlich der Auf teilung 
des Vorschlagsrechtes auf die Vereinigungen der 
Kriegsopfer, Unfallversehrten, Opferbefürsorgten 
und Zivilinvaliden ist § 4 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes BGBL Nr., 144/1946 sinngemäß anzu­
wenden. Die Vereinigungen sind durch öffentliche 
Bekanntmachung im amtlichen Teil der ,Wiener 
Zeitung' auf die Ausübung des Vorschlags­
rechtes aufmerksam zu machen." 

8. § 11 'hat zu entfallen. 

9. § 12 Abs. 2 lit. e hat zu lauten: 
"e) je einem Vertreter der Unfallversehrten, 

Opferbefürsorgten und Zivilinvaliden." 

10. § 12 Abs. 10 hat zu eritfallen. 

11. Die überschrift zu §13 "Einstellungs­
scheine und Gleichstellungsbescheinigungen" hat 
zu entfallen. 

12.§ 13 hat zu lauten: 
,,§ 13. (1) Der Invalidenausschuß 'wird vom 

Vorsitzenden einberufen. Die Einladungen sollen 
den Mitgliedern des Invalidenausschusses späte­
stens acht Tage vor der Sitzung unter Anschluß 
einer Tagesordnung nachweislich zugestellt wer­
den. 

(2) Der Invalidenausschuß tagt ,in nichtöffent­
licher Sitzung; er ist beschlußfähig, wenn minde­
stens 'die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 

Die Beschlüsse des Invalidenausschusses werden 
mit Stimmenmehrheit gefaßt. Der Vorsitzende, 
,gibt seine Stimme zuletzt ab; bei Stimmengleich­
heit entscheidet seine Stimme. Alle Mitglieder 
haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. 

(3) über jede Sitzung des Invalidenausschusses 
ist ein Protokoll zu führen, in dem die' Namen 
aller anwesenden Mitglieder und die allfälligen 
Entschuldigungsgründe abwesender Mitglieder zu 
verzeichnen sind. Das Protokoll hat alle B~ 
schlüsse im Wortlaut, die Ergebnisse der Abstim­
mungen und den wesentlichen Verlauf der Ver­
handlUngen zu enthalten; es ist vom Vorsitzen­
den und dem Schriftführer zu unterfertigen. Eine 
Abschrift des Protokolls ist allen Mitgliedern des 
Invalidenausschusses zu übermitteln." 

13. § 14 hat zJllauten: 
,,§ 14. (1) Als Nachweis für die Zugehörigkeit 

zum Kreis der begünstigten Invaliden (§ 2 Abs. 1 
oder: 5) gilt der 'letzte rechtskräftige Bescheid 
über die Einschätzung des Grades der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit mit mindestens 50 v. H. 

a) eines Landesinvalidenai:ntes, 
b) eines Trägers der gesetzlichen Unfallver-

sicherung, , 

c) eines Landeshaupt~annes in Verbindung 
mit der Amtsbescheinigung gemäß § 4 des 
Opferfürsorgegesetzes ' 

oder der letzte rechtskräftige Bescheid über die 
Zuerkennung einer Blindenbeihilfe. 

(2) Liegt ein Nachweis imSirine d~ Abs. 1 
nicht vor, hat, auf Antrag das ör~lich ,zuständige 
Landesinvalidenamt unter Mitwirkung eines ärzt­
lichen Sachverständigen die Höhe des Grades 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit einzu­
schätzen und bei Zutreffen der Voraussetzungen 
mit Bescheid die Zugehörigkeit zum Kreise der 
begünstigten Invaliden (§ 2 Abs. 1 oder 5) fest­
zustellen. Bei' der Einschätzung des Grades der 
Minderung der :Erwerbsfähigkeit sind die V or­
schriften des § 7 des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes zu berücksichtigen.'" 

14. § 16 Abs. 2 hat zu lauten: 
,,,(2) über die Beschäftigung der Invaliden ist 

von jedem ,Dienstgeber ein den behördlichen 
Organen auf Verlangen vorzuweisendes Verzeich­
nis zu führen, in dem - außer den für die 
Berechnung der Pflichtzahl maßgebenden Unter­
lagen (§ 4) - Beginn und Beendigung jedes 
solchen Dienstverhältnisses, 'die Versicherungs­
nummer des beschäftigten Invaliden sowie die 
wesentlichen Daten des Nachweises der Zuge­
hörigkeit zum KreIse der begünstigten Invaliden 
(§ 14) anzugeben sind. Eine Abschrift des Ver­
zeichnisses samt den für die Berechnung der 
Pflichtiahl ,(§ 4) und für die Erfüllung der 
Beschäftigungspflicht (§ 5) innerhalb eines Kalen-

2 

730 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 20

www.parlament.gv.at



4 730 der Beilagen 

derjahres maßgeblichen Unterlagen ist bis zum I richtung von Ausgleichstaxe vorgeschri~ben wird, 
1. Feber des darauffolgenden Jahres dem zu-, entscheidet der Bundesminister für soziale Ver-
ständigen Landesinvalidenamt (über die Beschäf- waltung. .. 
tigung .von !nvaliden ~~ Be~eich d~s Bu~des d~m (3) Gegen Bescheide, die nach der Vorschrift 
Landesmvahdenamt. fur Wien, Nled~rosterrelch des § 19 Abs. 2 erlassen worden sind, kann bei 
und Burgenland) emzusenden, das die Angaben der Behörde die den Bescheid erlassen hat, inner­
zu prüf~n un~ bei Nic?terfüllung der Beschäfti- halb von z';ei Wochen nach Zustellung des Be­
gungsp~lcht die Aus~lelchstaxe. (§ 9 ;\bs. 1) vor- scheides schriftlich Vorstellung erhoben werden. 
zu.schr~lben ~at .. Wlrd zugleich mit .der Ver- Die Behörde hat nach Prüfung der Sach- und 
zelch,:usabschn!t em ~uftr~g auf Zuweisung v~n Rechtslage die Angelegenheit neuerlich zu ent­
InvalIden erteilt, so gtlt dieser Auftrag als beim scheiden. Der Vorstellung kommt aufschiebende 
Arbeitsamt eingebracht. Das Landesinvalid.~na~t Wirkung zu." 
hat den Auftrag ohne Verzug an das zustandlge . 
Arbeitsamt weiterzuleiten." 19. § 22 Abs. 2 hat zu lauten: 

15. Dem § 16 ist als Abs. 4 anzufügen: 
,,(4) Auf Antrag kann der Bundesminister für 

soziale Verwaltung dem Dienstgeber die Erstat­
tung der Meldung gemäß Abs. 2 auf maschinell 
verwertbaren Datenträgern bewilligen." 

16. § 18 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten: 
"Diese Kosten" sind zugleich mit der vorge­
schriebenen Ausgleichstaxe einzutreiben und 
fließen dem Bund zu." 

17. § 19 hat zu lauten: 
,,§ 19. (1) Auf das Verfahren finden, soweit 

dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die 
Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes 1950 und hinsichtlich des § 21 die 
Vorschriften, des Verwaltungsstrafgesetzes 1950 
Anwendung. 

(2) Bescheidausfertigungen, die unter Verwen­
dung elektronischer Datenverarbeitungsanlagen 
hergestellt werden, bedürfen weder einer Unter­
schrift noch einer Beglaubigung. 

(3) Unrichtigkeiten in Bescheiden, welche ihre 
Ursache in der fehlerhaften Anwendung elektro­
nischer Datenverarbeitungsanlagen haben, gelten 
als Schreib- oder Rechenfehler im Sinne des § 62 
Abs. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens­
gesetzes 1950." 

18. Nach§ 19 ist mit der überschrift "Rechts­
mittel" als § 19 a einzufügen: 

Rechtsmittel 

,,§ 19 a. (1) über Berufungen ,gegen Bescheide 
des Invalidenausschusses, des Landesinvaliden­
amtes und der Bezirksverwaltungsbehörde (Berg­
hauptmannschaft) m Durchführung dieses Bun­
desgesetzes entscheidet, soweit dieses Bundes­
gesetz nicht anderes bestimmt, der Landeshaupt­
mann. Gegen seine Entscheidung ist eine weitere 
Berufung unzulässig. Richtet sich eine Berufung 
gegen die Vorschreibung einer Ausgleichstaxe, 
kommt "dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1) 
Parteistellung zu. 

(2) über Berufungen gegen Bescheide des 
Landesinvalidenamtes, womit dem Bund die Ent-

,,(2) In Betrieben, in denen Betriebsvertretun­
gen der Dienstnehmer bestehen, haben sich diese 
auch um die Durchführung dieses Bundesgesetzes 
zu bemühen. Sind in einem Betrieb wenigstens 
.fünf Invalide (§ 2 Abs. 1 und 5) beschäftigt, ist 
von diesen ein Vertrauensmann zu wählen. Für 
die Wahl des Vertrauensmannes sind die Bestim­
mungen der Betriebsrats-Wahlordnung über die 
Wahl der Vertrauensmänner sinngemäß anzu­
wenden. 'Die Betriebsvertretung der Dienst­
nehmer hat bei Beratung über Fragen der Durch­
führung dieses Bundesgesetzes den Vertrauens­
mann der Invaliden mit beratender Stimme zu-
zuziehen. " 

Artikel 11 

Mit dem Inkrafttreten ,dieses Bundesgesetzes 
verlieren die bisher ausgestellten Einstellungs­
scheine ihre Gültigkeit. Die Inhaber von Gleich­
stellungsbescheinigungen gelten als begünstigte 
Invalide im Sinne des § 2 Abs. 1 dieses Bundes­
gesetzes, sofern kein Ausschließungsgrund gemäß 
§ 2 Abs. 2 vorliegt und das Ausmaß der Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit mindestens 25 v. H. 
beträgt. Den Inhabern von Gleichstellungs­
bescheinigungen, deren Erwerbsfähigkeit um min­
destens 50 v. H. gemindert ist, ist von Amts 
wegen ein Bescheid gemäß § 14 Abs. 2 (Art. I 
Z.13) auszustellen. 

Artikel III 

Das Opferfürsorgegesetz, BGBL Nr. 183/1947, 
wird wie folgt geändert: 

1.§ 6 Z. 4 letzter Satz hat zu lauten: 
"Bezüglich des Kündigungsschutzes, der Beschäf­
tigungspflicht und des Verfahrens gelten die Be- ' 
stimmungen der §§ 8, 9, 15, 16, 17, 19, 19 a, 21 
und 22 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969." 

2. § 6 Z. 5 hat zu lauten: 
,,5. Alle Dienstgeber sind verpflichtet, auf 

200 Dienstnehmer mindestens je einen Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder eines Opferaus­
weises nach '§ 4 dieses Bundesgesetzes zu be­
schäftigen. Die wegen Nichterfüllung der Be­
schäftigungspflicht nach diesem Bundesgesetz in 
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Anwendung des § 9 des Invalideneinstellungs­
gesetzes 1969 eingehobenen Ausgleichstaxen 
fließen dem gemäß § 10 Abs. 1 des Invaliden­
einstellungsgesetzes 1969 gebildeten Fonds zu. 
Der Bundesminister für soziale Verwaltung ist 
ermächtigt, nach diesem Bundesgesetz rechts­
kräftig vorgeschriebene Ausgleichstaxen über An­
suchen bei Vorliegen besonderer Umstände zu 
ermäßigen. Die Erträgnisse der Ausgleichstaxen 
sind nach Anhören der Opferfürsorgekommission 
(§ 17) zum Zwecke der Fürsorge für die Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder eines Opferaus­
weises, deren Witwen, Waisen und Kinder sowie 
für Personen zu verwenden, die bis zur Voll­
endung des 24. Lebensjahres Inhaber einer Amts­
bescheinigung oder eines Opferausweises als 
Hinterbliebene (§ 1 Abs. 3 lit. b undd) waren." 

Artikel IV 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 
1974 mit der Maßgabe in Kraft, daß die Bestim­
mungen des Art. I Z. 4 und 5 und des Art. III 
erstmals bei der Ermittlung der Ausgleichstaxe 
(§ 9 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, BGBl. 
Nr. 22/1970) für das Jahr 1973 anzuwenden sind. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

a) hinsichtlich der Bestimmung des § 4 Abs. 3 
lit. d letzter Satz der Bundesminister für 
Verkehr; 

b) hinsichtlich der Bestimmung des § 18 
Abs. 3 der Bundesminister für Justiz und 

c) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

Erläuterungen 

Allgemeines 

Das Invalidenbeschäftigungsgesetz vom 1. Ok­
tober 1920 verpflichtete gewerbliche Betriebe 
aller Art, auf 20 Arbeitnehmer mindestens einen 
Kriegsbeschädigten und auf je 25 weitere Arbeit­
nehmer mindestens 'einen weiteren 'Kriegs­
beschädigten zu beschäftigen. Gemäß § 3 dieses 
Gesetzes mußten bei der Feststellung der 
Gesamtzahl der Arbeitnehmer, von welcher die 
Pflichtzahl zu berechnen ist, die örtlich zusam­
menhängenden und einer gemeinsamen Leitung 
unterstehenden gleichartigen und zusammenge­
hörigen Betriebe desselben Arbeitgebers zusam­
mengefaßt werden. Verpflichtungssubjekt nach 
diesem Gesetz war der Betrieb, somit ein Ort, 
an dem Tätigkeiten verrichtet oder Dienste ge­
leistet werden. 

Diese gesetzliche Formulierung hat bei der 
Durchführung des Gesetzes, insbesondere bei der 
Durchsetzung von im Invalidenbeschäftigungs­
gesetz normierten Sanktionen, zu Schwierig­
keiten geführt. Das Bundesgesetz vom 25. Juli 
1946, BGBI. Nr. 163, über die Einstellung und 
Beschäftigung Invalider (Invalideneinstellungs­
gesetz) stellte daher im ~ 1 die Pflicht zur 
Beschäftigung von Invaliden unter Bedachtnahmc 
darauf, daß Verpflichtungssubjekt nur eine 
physische oder juristische Person sein kann, auf 
den Dienstgeber ab. Die im § 4 festgelegten 
Bestimmungen trugen dieser Änderung dagegen 
nicht Rechnung. 

Noch bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges 
bestanden keine we~entlichen Schwierigkeiten, die 
Begriffe "Dienstgeber" und "Betrieb" wegen der 

kleingewerblichen Struktur und dem geringen 
Grad der Industrialisierung zur Deckung zu 
bringen. Hier trat aber nach dem Jahre 1955 
schrittweise ein grundlegender Wandel ein. Die 
im verstärkten Maße aus dem Grunde der Wett-
bewerbsfähigkeit erforderlichen Zusammen- ' 
schlüsse von Unternehmungen führten zum Aus­
bau zentral geführter Organisationsformen (zum 
Teil bereits unter Einschaltung von elektronischen 
Rechenanlagen) unter gleichzeitigem Ausbau eines 
über das gesamte Bundesgebiet reichenden Netzes 
von Zweigbetrieben, Zweigniederlassungen und 
Filialen. 

Diese der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit ent­
sprechende Organisationsform stellt auf einer 
Reihe von Rechtsgebieten den Gesetzgeber vor 
die schwierige Aufgabe, die nicht genau zudefi­
nierenden Begriffe "Betrieb" oder "Unterneh­
mung" mit dem Sinn der jeweiligen Normen 
in Einklang zu bringen. Es wird in diesem 
Zusammenhang auf die Erläuterungen zu § 9 
d'es Verwaltungsstrafgesetzes im Entwurf des, 
Bundesgesetzes, mit dem das Verwaltungsver­
fahrensgesetz und das Verwaltungsstrafgesetz ge­
ändert werden soll, hingewiesen, die sich aus­
führlich mit der Abgrenzung des Verpflichtungs­
subjektes befassen. Wie bereits in einer Ent­
scheidung des Verwaltungsgerichtshofes im Zu­
sammenhang mit der Anwendung des Betriebs­
rätegesetzes, BGBl. Nr. 97/1947, ausgeführt 
wurde, ist Wesensmerkmal des Betriebes nicht 
die Rechtspersönlichkeit, sondern die organisa;. 
torische Einheit (Arb. Slg. 8181). Die bisher als 
Hilfsdefinition für den Begriff "Betrieb" im § 4-
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Abs. 1 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969 ver­
wendeten Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes 
versagen daher nicht nur bei· der Bestimmung 
des Verpflichtungssubjektes - das für den Be­
reich des Invalideneinstellungsgesetzes nur der 
Dienstgeber ist - sondern sie sind auch nach 
dem' Sinn der beiden Gesetze nicht in Einklang 
zu bringen. Enthält das Betriebsrätegesetz über­
wiegend Bestimmungen, welche Rechte der 
Dienstnehmer zur Wahrung ihrer Interessen nor­
mieren, ohne daß jedoch eine Verpflichtung zur 
Einrichtung von Betriebsräten, bestünde, so ent­
hält das Invalideneinstellungsgesetz überwiegend 
Normen, welche ausschließlich die Dienstgeber 
verpflichten. Eine klare Scheidung zwischen der 
Arbeitsstätte (einem Ort, an dem Produkte er­
zeugt oder' Dienste geleistet werden) und dem 
Begriff des Unternehmens (als rechtliche Einheit) 
wird auch im Arbeitsstättenzählungsgesetz, BGBl. 
Nr. 119/1973, zum Ausdruck gebracht (siehe 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage eines Bun­
desgesetzes über die Zählung von Arbeitsstätten 
[Arbeitsstättenzählungsgesetz], 563 der Beilagen 
zu den steno graphischen Protokollen des 
Nationalrates, XIII. GP). 

Im Invalideneinstellungsgesetz 1969. wurden 
alternierend die Termini "Dienstgeber" und "Be­
trieb" verwe,ndet. Die wechselweise Verwendung 
dieser bei den Begriff~ hat in der Verwaltungs­
praxis zu erheblichen Schwierigkeiten bei der 
Durchführung des Gesetzes gdührt. Durch 
Schaffung einer einheitlichen Terminologie auf 
aer Grundlage der Vorschrift des § 1 Abs. 1 
IEinstG soll nunmehr auch in den Abs. 2 und. 5 
des § 1 und im § 4 Abs. 1 klargestellt werden, 
daß die Einstellungsverpflichtung des Invaliden~ 
einstellungsgesetzes nicht. einen Betrieb oder 
Betriebsteil (organisatorische Einheiten, innerhalb 
deren eine Personengemeinschaft die Er~ielung 
von Arbeitsergebnissen verfolgt, ohne jedoch 
Rechtspersönlichkeit zu besitzen) treffen kann, 
sondern grundsätzlich auf den Dienstgeber als 
Verpflichtungssubjektabgestellt ist. 

Z~ den einzeln~n BestImmungen 'des Entwurfes 
ist folgendes zu bemerken: . 

Zu Art. I Z. 1: 
Im Sinne der Schaffung' einer einheitlichen 

Terminologie ist eine Änderung des Gesetzes­
textes im Abs. 2 des § 1 erforderlich. 

Zu Art. I Z. 2: 

Die den Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 1 
bisher eingeräumte Möglichkeit der gemeinschaft­
lichenErfüllung der Beschäftigungspflicht soll 
nach der vorliegenden Fassung' einem Bedürfnis 
der Praxis folgend insofern erweitert und modi­
fiziert werden, daß in Hinkunft der Bundes­
minister fü~ soziale Verwaltung Dienstgebern, 

die Unternehmensteile in mehreren Bundes­
ländern' führen, auf Antrag die Bewilligung zur 
gemeinschaftlichen Erfüllung der Beschäftigungs­
pflicht erteilen kann, wenn dadurch die Vermitt­
lung von Invaliden auf Arbeitsplätze nicht ge­
fährdet wird. Da eine solche gemeinsame' Er­
fassung der Dienstnehmer, die von einem Dienst­
geber beschäftigt werden, zu einer erheblichen 
Reduzierung des Verwaltungsaufwandes für die 
Dienstgeber führt, bemühen sich in letzter Zeit 
Dienstgeber in zunehmender Zahl um die Ein­
räumung dieser Begünstigung. Durch die vorge­
sehene textliche Fassung des Abs. 5 können die 
bisher im § 11 des Gesetzes enthaltenen 
korrespondierenden Bestimmungen über die Zu­
ständigkeit zur Entscheidung über derartige An­
träge entfallen (siene .auch Art. I Z. 8); Die 
bisher erteilten Bewilligungen gemäß § 1 Abs. 5 
bleiben weiterhin in Wirksamkeit .. 

Zu Art. I Z. 3: 

Der österreichische Zivilinvalidenverband hat 
wiederholt in Resolutionen an die Bundesregie­
rung, in Schreiben an den Herrn Bundeskanzler 
und den Herrn Vizekanzler und bei zahlreichen 
anderen Gelegenheiten, wie zum Beispiel beim 
Weltinvalidentag 1970 und 1971, bei der Ver­
öffentlichung des "Sozial- und Arbeitsprogramms 
für diesiebziger Jahre" eine völlige Angleichung 
des materiellen Inhaltes des Invalideneinstellungs­
gesetzes für alle Behinderten ohne Unterschied 
der Entstehungsursache der Behinderung gefor­
dert. Die genannte Interessenvertretung hat hie~ 
bei ausdrücklich die zahlreichen Verbesserungen 
gewürdigt, die das Invalideneinstellungsgesetz 
1969 für die Zivilinvaliden gebracht hat. 

Die derzeitige Rechtslage räumt Zivilinvaliden 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
von mindestens 50 v. H. bei Vorliegen bestimm­
ter Voraussetzungen (Notwendigkeit der Gleich­
stellung, um einen Arbeitsplatz zu erlangen bzw; 
zu erhalten und Nichtgefährdung der' Unter­
bringung anderer Invaliden) eine "Gleichstellung" 
mit den übrigen Gruppen der Schwerbeschädigten 
ein. Abgesehen von dem Erfordernis des V or­
liegens bestimmter Voraussetzungen bringt eine 
derartige "Gleichstellung" für Zivilinvalide noch 
eine weitere Diskriminierung mit sich, weil sie 
bisher laut§ 5 Abs. 2 nur zur Hälfte ihrer. Zahl 
auf die Pflichtzahl angerechnet werden konnten. 

Der vorliegende Entwurf berücksichtigt die 
Forderung der Zivilinvaliden und beseitigt die 
derzeitige Differenzierung jnnerhalb der schwer­
beschädigten Behinderten, d. s. jene behinderten 
Personen, deren Erwerbsfähigkeit wegen einer 
Gesundheitsschädigung um mindestens 50 v. H. 
gemindert ist. 

Nach der derzeitigen Rechtslage können im 
Wege der administrativen' Gleichstellung auch 
Kriegs-, Unfall- und Opfergeschädigte mit einer 
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MdE von mindestens 25 v. H. bei Vorliegen der 
bereits früher erwähnten Voraussetzungen den 
Schwerbeschädigten gleichgestellt werden. Eine 
gleichheitsgemäße Einbeziehung der leichtbeschä­
digten Zivilinvaliden in diese Gruppe würde 
zu einer in Anbetracht der derzeitigen Wirt­
schaftslage nicht gerechtfertigten Erweiterung des 
Kreises der begünstigten Invaliden führen. Die 
vorgesehene Regelung nimmt einerseits auf die 
derzeitigen wirtschaftlichen Gegebenheiten, die 
eine Unterbringung von Leichtbeschädigten im 
Erwerbsleben ohne Schwierigkeiten ermöglichen, 
Bedacht und gewährleistet anderseits die Inva­
lidenvermittlung und die Sicherung des Arbeits­
platzes von schwerbehinderten Invaliden. 

Die Einbeziehung aller Leichtbehinderten in 
den Personenkreis der begünstigten Invaliden 
kann einer späteren Regelung vorbehalten blei­
ben, falls bei einem wesentlichen und strukturel­
len Rückgang der Vollbeschäftigung Schwierig­
keiten bei der Unterbringung dieser Personen 
auftreten sollten. 

Aus diesen Erwägungen und um den Gleich­
heitsgrundsatz zu wahren, beschränkt der vor­
liegende Entwurf die Begünstigungen des Ge­
setzes auf alle schwerbeschädigten Invaliden, d. s. 
Invalide mit einer MdE von wenigstens 50 v. H. 
Zwecks Wahrung der erworbenen Rechte der 
nach der derzeitigen Rechtslage gleichgestellten 
Leichtbeschädigten sieht der Art. II des Ent­
wurfes vor, daß die bis zum Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes ausgestellten Gleichstellungsbe­
scheinigungen ihre Gültigkeit behalten. Der 
Kündigungsschutz dieser gleichgestellten Leicht­
beschädigten bleibt unberührt. In Hinkunft wer­
den sie nicht mehr bloß zur Hälfte, sondern 
voll auf die Pflichtzahl angerechnet werden 
können. Diese Auswirkung der vorgesehenen 
Beseitigung jeder Diskriminierung der Zivil­
invaliden und der vollen Anrechenbarkeit der 
bisher Gleichgestellten auf die Pflichtzahl wird' 
zu einer wesentlichen Entlastung der einstellungs­
pflichtigen Dienstgeber führen. In -Anbetracht des 
Rückganges der Zahl der vorgemerkten arbeit­
suchenden' Invaliden erscheinen diese Auswirkun­
gen der im ,Interesse der Zivilinvaliden getrof­
fenen Regelung vertretbar. Das Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung ist sich dabei der 
Konsequenz bewußt, daß -der hiedurch zu erwar­
tende Rückgang der Einnahmen an Ausgleichs­
taxen eine erhebliche Einschränkung der Für­
sorgetätigkeit des Ausgleichstaxfonds zur Folge 
haben wird. Da die Fürsorge, für Zivilinvalide 
verfassungsmäßig in die Zuständigkeit der Länder 
fällt und die bestehenden Behindertengesetze der 
Länder für diesen Personenkreis weitreichende 
Hilf~ vorsehen, wird sich die Fürsorgetätigkeit 
aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds mehr als 
bisher nur auf subsidiäre Hilfeleistungen be­
schränken müssen. ' ' 

Im Ahs. 2 des § 2 soll zweifelsfrei statuiert 
werden, welche Gruppen von Behinderten nicht 
als begünstigte Invalide im Sinne des Gesetzes 
gelten. Nur diejenigen Behinderten, die auf 
Grund ihres Alters, ihrer Ausbildung und ihrer 
Gesundheitsschäden zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit geeignet sind, sollen die Be­
günstigungen des Gesetzes in Anspruch nehmen 
können. Ausgeschlossen werden demnach alle 
Personen, die in Schul- oder Berufsausbildung 
stehen, die das 65. Lebensjahr überschritten 
haben und nicht mehr in Beschäftigung stehen, 
die nach (Jen Sozialversicherungsgesetzen wegen 
dauernder Erwerbsunfähigkeit Geldleistungen be­
ziehen und nicht mehr in Beschäftigung stehen. 
sowie überhaupt jene Behinderten, die wegen 
des Umfanges ihrer Gesundheitsschädigungen zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht geeignet 
sind. Für den Ausschluß dieser Personen ist die 
überlegung maßgebend, daß die Bestimmungen 
des Invalideneinstellungsgesetzes grundsätzlich die 
Sicherung und Erhaltung von Arbeitsplätzen für 
Invalide zum Ziele haben und die im § 2 Abs. 2 
aufgezählten Personengruppen eines derartigen 
arbeitsrechtlichen Schutzes nicht bedürfen. 

Zu Art. I Z. 4: 

Im Sinne der unter dem Abschnitt "Allge­
meines" dargelegten überlegungen ist auch eine 
Änderung des Gesetzestextes des §' 4 Abs. 1 er­
forderlich. Durch die nunmehr gewählte einheit­
liche Begriffsbestimmung wird die lückenlose 
Durchführung der im § 1 Abs. 1 normierten 
Beschäftigungspflicht gewährleistet und es werden 
auch jenen Invaliden, die in einzelnen Unter­
nehmensteilen (z.· B. in Zweigbetrieben oder 
Filialen) eines einstellungspflichtigen Dienst­
gebers beschäftigt sind, die Begünstigungen des 
Invalideneinstellungsgesetzes gesichert. Die Neu­
fassung des § 4 Abs. 1 wird auch durch die sich 
ergebende Verringerung der Zahl der Verzeich­
nisse (§ 16) zu einer Verwaltungsvereinfachung 
sowohl für Dienstgeber als auch für die Landes­
invalidenämter führen. Darüber hinaus soll die 
im Entwurf vorgesehene regionale Erfassung der 
Behinderten auf Landesebene eine flexible und 
den modernen Erfordernissen angepaßte Inva­
lidenbeschäftigung in Koordinier,ung mit den 
landesgesetzlich geregelten Bestimmungen über 
die Behindertenhilfe sichern. 

Der zweite Satz des Abs. 1 des § 4 berück­
sichtigt die bereits derzeit überwiegende Praxis 
der Unternehmungen bei der Führung ihrer 
Persoitalunterlagen. 

Bisher konnten Dienstnehmer eines Betriebes 
mit einer Beschäftigtenzahl unter 20 bei der 
Berechnung der Pflichtzahl auch dann nicht be­
rücksichtigt werden, wenn derselbe Dienstgeber 
in einem anderen Bundesland mehr als 20 Dienst­
nehmer beschäftigt. 
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In Hinkunft sollen diese Dienstnehmer den 
am Sitz des Unternehmens beschäftigten Dienst­
nehmern zugerechnet werden. Nach dem vorlie­
genden Entwurf (§ 4 Abs. 1lit. b) sollen bei der 
Feststellung der Gesamtzahl der Dienstnehmer, 
von der die Pflichtzahl zu berechnen ist, Arzte 
in Kranken- und Kuranstalten, Dienstnehmer im 
Krankenpflege-Fachdienst, im medizinisch-techni­
schen Dienst und im Sanitätshilfsdienst, Anstalts­
hebammen sowie alle Fürsorger vom Gesamt­
beschäftigtenstand abgesetzt werden. Diese Ande­
rung wird zu einer wesentlichen Erleichterung 
der Invalideneinstellung insbesondere bei' den 
spitalerhaltenden Gebietskörperschaften führen. 
Hiedurch wird auch einem Verlangen des öster­
reichischen Städtebundes und einem bei der Ver­
waltungsreformkommission beim Bundeskanzler­
amt eingebrachten Antrag der Sozialreferenten 
der Bundesländer Rechnung getragen. 

Zu Art. I Z. 5: 

Die im Abs. 2 bisher enthaltene Bestimmung, 
daß Gleichgestellte nur zur Hälfte ihrer Zahl 
auf die Pflichtzahl anzurechnen waren, entfällt. 
In Hinkunft werden sohin alle Invaliden voll 
auf die Pflichtzahl angerechnet, Blinde wie bisher 
mit dem Doppelten ihrer Zahl. 

kunft in den Invalidenausschüssen durch je eIn 
Mitglied vertreten sein. 

Zu Art. I Z. 12: 

Im Sinne von wiederholt vorgebrachten An­
regungen wird in' den vorliegenden Entwurf 
eine Geschäftsordnung für das Verfahren vor 
dem Invalidenausschuß aufgenommen. 

Zu Art. I Z. 13: 

Auf Grund qes Wegfalles aller Differenzierun­
gen zwischen den einzelnen Gruppen der Invali­
den bietet sich eine den Bedürfnissen der Praxis 
entsprechende Neuregelung der Bestimmungen 
für die Ausstellung von Nachweisen über die 
Zugehörigkeit zum Kr,eise der Invaliden im Sinne 
des §2 Abs. 1 an. 

Nach eingehender Untersuchung aller Vor- und 
Nachteile des bisherigen Verfahrens ist das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung zur 
Auffassung gelangt, daß die im Besitze der 
Invaliden befindlichen rechtskräftigen Bescheide 
über die Zuerkennung von Rentenleistungen aus 
der Kriegsopferversorgung, der Heeresversor­
gung, der gesetzlichen Unfallversicherung und 
der Opferfürsorge unter Zugrundelegung einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 

Im vorletzten Satz des Abs. 3 wurde eine 50 v. H. einen ausreichenden Nachweis über die 
bisher fehlende Zuständigkeitsregelung aufge- Zugehörigkeit zum Kreise der begünstigten Inva­
nommen. 

Zu Art. I Z. 6: 

liden (§ 2) bieten und die zusätzliche Ausstellung 
einer Bescheinigung mit bloß deklarativer Wir­
kung, wie sie bisher der Einstellungsschein be­
deutete, entbehrlich machen. Die Neufassung des § 9 Abs. 1 ermöglicht .. ..' 

nunmehr daß von den Arbeitsämtern unmittel- DIe mIt zusatzlIchem Verwalt~ngsaufwand ver-
bar im Zusammenhang mit jeder Ansprechung bundene Ausst.:llu~? des Ein~tellungsschein~s hat 
von Invaliden (oder begünstigten Personen nach er~ahrun~sgemaß. haufig zu. eIn~r .Rechtsunslcher- , 
dem Opferfürsorgegesetz) die entsprechenden I helt gefuh~t.. EI?e bescheldt;taßlge Fe~~ste~lung 
Bescheinigungen ausgestellt und dem Dienstgeber . der ~ugeho~Igkeit zum K~el~ der b.~gunstlgten 
übermittelt werden während dies bisher erst InvalIden WIrd daher nur In Jenen Fallen erfor­
nach dem Ende de; jeweiligen Vorschreibungs- derlich sein, in .denen ~in Nachweis im Sinne 
periode erfolgte. des ~ 14 Abs. 1 mcht vorlIegt. 

Zu Art. I Z. 7: 

Im Hinblick auf die Neufassung des § 2 (Art. I 
Z. 3) bezüglich des Kreises der begünstigten 
Invaliden ist auch eine textliche Anderung der 
Abs. 1 bis 3 des § 10 erforderlich. Im Beirat 
gemäß § 10 Abs. 2 wird in Hinkunft auch die 
Gruppe der Zivilinvaliden durch einen Vertreter 
repräsentiert sein. 

, Zu Art. I Z. 8: 

Die bisherige Bestimmung über die Betrauung 
eines "Verbandes von fachlich zusammengehöri­
gen Betrieben" kann aus den in den Bemerkun­
:gen zu Art. I Z. 2 angeführten Gründen entfallen. 

Zu Art. I Z. 9: 

Um eine weitere Differenzierung unter den 
verschiedenen Gruppen der Behinderten zu be­
seitigen, ist es ferner erforderlich, den Grad der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit nach einheit­
lichen medizinischen Richtlinien einzuschätzen. 
Eine Berücksichtigung der in einigen sozialrecht­
lichen Vorschriften bestehenden, in manchen 
Punkten aber unterschiedlichen Einschätzungs­
maßstäben, würde zu einer SchlechtersteIlung von 
einzelnen Versehrtengruppen gegenüber anderen 
Behinderten führen. Diese bestehenden unter­
schiedlichen Einschätzungen haben ihre Ursache 
darin, daß bestimmte Richtsätze die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit nur nach Art und Schwere 
des Leidenszustandes, andere Richtlinien aber 
auch' die beruflichen Sonderverhältnisse und 
Merkmale der Anpassung und Gewöhnung oder 

Die Gruppen der Unfallversehrten, Opferbe- im besonderen den Funktionsausfall auf dem 
fürsorgten und der Zivilinvaliden werden in Hin- Arbeitsmarkt berücksichtigen. 
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Im § 14 des vorliegenden Entwurfes ist daher 
in Aussicht genommen, den Grad der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit grundsätzlich in allen Fällen 
nach den vom Bundesministerium für soziale 
Verwaltung auf Grund des § 7 des Kriegsopfer­
versorgungsgesetzes 1957 erlassenen Richtsätzen 
einzuschätzen. Da eine solche Einschätzung des 
Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
bereits in den Rentenverfahren nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz, dem Heeresversorgungs­
gesetz und dem Opferfürsorgegesetz erfolgt ist, 
können die rechtskräftigen Rentenbescheide 
dieser Behindertengruppen als Nachweis gemäß 
§ 14 Abs. 1 angesehen werden. 

Im Interesse einer einheitlichen medizinischen 
Beurteilung ist eine Einschätzung des Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den Richt­
sätzen gemäß § 7 des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes für alle Zivilinvaliden und insbesondere 
auch für jene Unfallversehrten vorgesehen, die 
eine Unfallrente auf Grund einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 25 bis 40 v. H. beziehen. 
Eine solche Einschätzung findet auch in allen 
jenen Fällen statt, in denen Gesundheitsschädi­
gungen verschiedener Entstehungsursachen zu­
sammentreffen. 

Durch dieses Verfahren werden Unterschiede 
in den einzelnen Einschätzungsvorsehriften, die 
zu einer nicht gerechtfertigten SchlechtersteIlung 
einzelner Behindertengruppen führen könnten, 
vermieden. 

Zu Art. I Z. 14: 

Der erweiterte Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung läßt die Erfassung der Invali­
den mit den für den Bereich dei Sozialver­
sicherung vergebenen Dt!uen Versicherungsnum­
mern auch für den Sektor des Invalideneinstel­
hingsgesetzes zweckmäßig erscheinen. Da diese 
Versicherungsnummern von den Dienstgebern 
im Verkehr mit den Trägern der Krankenver­
sicherung bereits verwendet werden, besteht für 
die Dienstgeber keine zusätzliche Verwaltungs­
arbeit. 

Der Entwurf enthält ferner eine im bisherigen 
Gesetz fehlende Zuständigkeitsregelung hinsicht­
lich der Prüfung der Erfüllung der Beschäftigungs­
pflicht im 'Bereiche des Bundesdienstes, die dem 
Landesinvalidenamt in Wien übertragen werden 
soll. 

Zu Art. I Z. 15: 

Die Führung der Verzeichnisse erfordert bei 
Dienstgebern mit großer Beschäftigtenzahl viel 
manuelle Arbeit. Da jedoch diese Unternehmun­
gen und in der Regel auch die Gebietskörper­
schaften ihre Personalunterlagen zum Zwecke 
der Lohn- und Gehaltsverrechnung bereits unter 
Einschaltung von EDV-Anlagen führen, soll die 

Möglichkeit eröffnet werden, im Annex zu be­
reits gespeicherten Daten noch die für· die Erstel­
lung der Verzeichnisse erforderlichen weiteren 
Daten zu speichern und die Datenträger an die 
für die Berechnung und Vorschreibung von Aus­
gleichstaxen nach dem Invalideneinstellungsgesetz 
(und dem Opferfürsorgegesetz) eingesetzte EDV­
Anlage direkt zu übermitteln. 

Die Zulassung zur Verzeichnislegung mittels 
Datenträger wird jedoch nur dann bewilligt wer­
den können, wenn die technischen Voraussetzun­
gen gegeben sind und keine Bedenken gegen 
eine ordnungsgemäße Abwicklung der Durch­
führung bestehen. Die Genehmigung wird Auf­
lagen über die Art der zugelassenen Datenträger 
(z. B. Magnetband), die Sortierfolge der Daten­
sätze, den Zeitpunkt der Datenübermittlung und 
weitere technische Hinweise enthalten. 

Zu Art. I Z. 16: 

Der Rechnungshof hat im Einschaubericht vom 
17. Mai 1972 über das Ergebnis der Gebarungs­
prüfungen beim Landesinvalidenamtfür Wien, 
Niederösterreich und Burgenland bzw. beim 
Landesinvalidenamt für Steiermark an dem Um­
stand Kritik geübt, daß die mit der Eintreibung 
der Ausgleichstaxe in einem Exekutionsverfahren 
verbundenen Barkosten zwar vom Landesinvali­
denamt getragen werden, die Ersätze der Bar­
auslagen aber dem Ausgleichstaxfonds zufließen. 

Der vorliegende Entwurf bestimmt daher, daß 
die Ersätze dem Bund zufließen. 

Zu Art. I Z. 17: 

Der Einsatz der elektronischen Datenverarbei­
tung macht es erforderlich, in das Invaliden­
einstellungsgesetz weitere automationsgerechte 
Regelungen aufzunehmen. Wie das Bundeskanz­
leramt in seinen vorläufigen Richtlinien für die 
Abfassung automationsgerechter Rechtsvorschrif-~ 
ten angeregt hat, soll bei Bescheidausfertigungen, 
die unter Verwendung elektronischer Datenver­
arbeitungsanlagen hergestellt werden, sowohl auf 
das Erfordernis der Unterschrift als auch auf 
das der Beglaubigung verzichtet werden. Die von 
der EDV A erstellten Bescheidausdrucke können 
daher ohne Einschaltung der Administrativ­
abteilungen der Landesinvalidenämter abgefertigt 
werden. 

Durch Abs. 3 soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, fehlerhafte Maschinenbescheide gemäß 
§ 62 Abs. 4 A VG 1950 zu berichtigen. . . 

Zu Art. i Z. 18: 

Ober Berufungen in Durchführung des Invali­
deneinstellungsgesetzes 1969 entscheidet grund­
sätzlich der Landeshauptmann im administrativen 
Instanzenzug endgültig. 
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10 730 der Beilagen 

Im Hinblitk auf die in Zukunft bestehende 
Möglichkeit der Einbringung des Rechtsmittels 
der Vorstellung (§ 19 a Abs. 3) wird die Zahl 
der Berufungen gegen Vorschreibungen von Aus­
gleichstaxenerheblich zurückgehen. Der Entwurf 
sieht vor, daß dem mit Rechtspersönlichkeit aus­
gestatteten Ausgleichstaxfonds in allen Berufungs­
verfahren, die die Vorschreibung einer Aus­
gleichstaxe zum Inhalt haben, Parteistellung zu­
kommt. Dem Fonds wird dadurch die Möglich­
keit eröffnet, zur Wahrung seiner Interessen er­
forderlichenfalls außerordentliche Rechtsmittel 
einzubringen. 

Der Abs. 2 des § 19 a des vorliegenden Ent­
wurfes sieht abweichend von der grundsätzlichen 
Regelung vor, daß über Berufungen des Bundes 
gegen eine Ausgleichstaxvorschreibung der Bun­
desminister für soziale Verwaltung entscheidet. 
Die Aufnahme einer derartigen Zuständigkeits­
vorschrift war dringend erforderlich, weil bisher 
im Invalideneinstellungsgesetz der Rechtszug hin­
sichtlich einer die Einstellungsverpflichtung des 
Bundes berührenden Ausgleichstaxvorschreibung 
nicht normiert war. 

Im Abs. 3 des § 19 a wird die Möglichkeit der 
Einbringung des Rechtsmittels der Vorstellung 
eröffnet. Dies entspricht den vorläufigen Richt­
linien des Bundeskanzleramtes für die Abfassung 
automationsgerechter Rechtsvorschriften. 

Zu Art.! Z. 19: 

Im Rahmen des Invalideneinstellungsgesetzes 
ist eine Regelung der Wahl von Invalidenver­
trauensmännern in einer den gesamten Dienst-" 
nehmerbereich umfassenden Weise aus verfas­
sungsrechtlichen Gründen nicht möglich. Die der­
zeit bestehende Regelung des § 22 Abs. 2 hat 
für den Bereich der Privatwirtschaft genügt. In 
zahlreichen österreichischen Betrieben werden im 
Rahmen von Invalide~betriebsversammlungen 
Vertrauensmänner der Invaliden gewählt, die von 
der Betriebsvertretung der Dienstnehmer bei Be­
ratungen über Fragen der Durchführung des 
Invalideneinstellungsgesetzes, insbesondere bei 
allfälligen Kündigungen von invaliden Dienst­
nehmern, mit beratender Stimme zugezogen 
werden. Nach Ansicht des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung ist eine sinngemäße An­
w~ndung der bezüglichen Bestimmungen der 

Betriebsrats-Wahlordnung über die Wahl der 
Vertrauensmänner zulässig. Zur Klarstellung wird 
im Abs. 2 des § 22 ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 

Zu Art. 11: 

Zur Wahrung der wohlerworbenen Rechte der 
auf Grund der derzeitigen Bestimmungen gleich­
gestellten" Invaliden sieht der Art. II des Ent­
wurfes vor, daß alle Inhaber von Gleichstellungs­
bescheinigungen, deren Minderung der Erwerbs­
fähigkeit mindestens 25 v. H. beträgt und das 
Ausmaß von 50 v. H. nicht erreicht, bei Zu­
treffen der ,sonstigen Voraussetzungen (§ 13 
Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969 in 
der bisherigen Fassung) als Invalide im Sinne 
des § 2 Abs. 1 des Entwurfes (Art. I Z. 3) gelten 
und ihnen alle Begünstigungen des Geset~es ge­
wahrt bleiben. 

Den Inhabern von Gleichstellungsbescheinigun­
gen, deren Erwerbsminderung mindestens 
50 v. H. beträgt, ist von Amts wegen ein 
Bescheid gemäß § .14 Abs. 2 (Art. I Z. 13) auszu­
stellen. 

Zu Art. III: 

Die Entwiddung der wirtschaftlichen Lage hat 
es bei Erlassung des Invalideneinstellungsgesetzes 
1969 gestattet,' die Beschäftigungspflicht in gewis­
sen Grenzen zu lockern. Der vorliegende Entwurf 
sieht nun ebenfalls eine Anpassung der Beschäfti­
gungspflicht nach dem Opferfürsorgegesetz an die 
geänderten wirtschaftlichen" Verhältnisse vor. 
Dabei wurde auch berücksichtigt, daß bereits eine 
große Zahl von Inhabern einer Amtsbescheini­
gung bzw. eines Opfer ausweises nach § 4 dieses 
Bundesgesetzes infolge Erreichens des Pensions­
alters aus dem Arbeitsprozeß ausgeschieden ist. 
Fü~ die bisher" unterschiedliche Verpflichtung 
öffentlich-rechtlicher Dienstgeber gegenüber pri­
vaten Dienstgebern sin4 daher ebenfalls die Vor­
aussetzungen weggefallen. 

Der Bundesminister für soziale Verwaltung soll 
nach dem vorliegenden Entwurf ermächtigt wer­
den, auf begründetes Ansuchen nach den Bestim­
mungen des Opferfürsorgegesetzes rechtskräftig 
vorgeschriebene Ausgleichstaxen bei, Vorliegen 
besonderer Umstände zu ermäßigen. 
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Gegenüberstellung 

Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/197,0: 

Beschäftigungspflicht 

§ 1.. (1) , ................................ . 

(2) In Betrieben, in denen sich regelmäßig zu 
gewissen Zeiten des Jahres ein vermehrter 
Arbeitsanfall ergibt (Saisonbetriebe), haben die 
Dienstgeber (Abs. 1) der Beschäftigungspflicht 
dadurch zu entsprechen, daß sie mindestens so 
viele Invalide, als der nur auf die Zahl der ständig 
beschäftigten Dienstnehmer entfallenden Pflicht­
zahl (Abs. 4) entsprechen würde, ständig beschäf­
,tigen, im' übrigen aber die zur Erfüllung der 
Beschäftigungspflicht erforderliche Zahl von Inva­
liden saisonmäßig einstellen. Das gleiche gilt sinn­
gemäß für Dienstgeber, die Heimarbeiter be­
schäftigen. 

(5) Zwecks gemeinschaftlicher Erfüllung der 
Beschäftigungspflicht durch Dienstgeber im Sinne 
des Abs. 1 können Verbände von fachlich zu­
sammengehörigen Betrieben mit der Aufteilung 
der auf die zugehörigen Einzelbetriebe entfallen­
den Pflichteinstellungen betraut werden (§ 11 
Abs. 1 und 2). 

Personenkreis 

§ 2. (1) Invalide im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind Personen, deren Erwerbsfähigkeit infolge 

a) einer Gesundheitsschädigung, für die nach 
dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, 
BGBl. Nr. 152, oder dem Heeresversor­
gungsgesetz, BOBl. Nr. 27/1964, Versor­
gung gewährt wird, oder 

b) eines, Arbeitsunfalles oder einer Berufs­
krankheit im Sinne der gesetzlichen Unfall-
versicherung oder ' 

c) einer der im § 1 Abs. 1 lit. C des Opfer­
fürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, an­
geführten Ursachen oder 

d) des Zusammenwirkens mehrerer der ange-
führten Ursachen 

um mindestens 50 v. H. gemindert ist. Blinde 
gelten auch dann als Invalide im Sinne dieses 
Absatzes, ,wenn die Blindheit auf keine der ange­
führten Ursachen zurückzuführen ist. 

Fassung der gegenständlichen Novelle:' 

Beschäftigungspflicht 

§ 1.. (1) 

(2) Dienstgeber, bei denen sich regelmäßig zu 
gewissen Zeiten des, Jahres ein vermehrter 
Arbeitsanfall ergibt (Saisonarbeit), haben der Be­
schäftigungspflicht dadurch zu entsprechen, daß 
sie mindestens so viele Invalide, als der nur auf 
die Zahl der ständig beschäftigten Dienstnehmer 
entfallenden Pflichtzahl (Abs. 4) entsprechen 
würde, ständig beschäftigen, im übrigen aber die 
zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht erforder­
liche Zahl von Invaliden saisonmäßig einstellen. 
Das gleiche gilt sinngemäß für Dienstgeber, die 
Heimarbeiter beschäftigen. 

(5) Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
kann' einem Dienstgeber im Sinne des Abs.l, 
der Dienstnehmer iri mehreren Bundesländern 
beschäftigt, auf Antrag nach Anhörung des Bei­
rates (§ 10 Abs. 2) die Bewilligung zur gemein­
schaftlichen Erfüllung der Beschäftigungspflicht 
für seine im gesamten Bundesgebiet beschäftigten 
Dienstnehmer erteilen, wenn hiedurch die 
Arbeitsvermittlung für Invalide nicht gefährdet 
wird. Diese Bewilligung kann befristet werden; 
sie ist bei Wegfall einer Voraussetzung zu wider­
rufen. In der Bewilligung ist jenes Landesinvali­
denamt zu bestimmen, das für die Durchführung 
des Verfahrens gemäß § 16 Abs. 2 zuständig ist 
und dessen Invalidenausschuß über Anträge im 
Sinne des § 5 Abs. 3 zu entscheiden hat. 

Personenkreis 

§ 2. (1) Begünstigte Invalide im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind österreichische Staatsbürger, 
deren Erwerbsfähigkeit infolge einer Gesund­
heitsschädigung oder des Zusammenwirkens meh­
rerer Gesundheitsschädigungen um mindestens 
50 v. H. gemindert ist. 

(2) Nicht als, begünstigte Invalide im Sinne 
des Abs. 1 gelten Personen, die 

a) sich in Schul- oder BerufsausbildUng befin­
den Und nicht in Beschäftigung stehen oder 

b) das 65. Lebensjahr überschritten haben und 
nicht in Beschäftigung stehen oder 

c) nach den Vorschriften des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, des Gewerb­
lichen Selbständigen -Pensionsversicherungs­
gesetzes oder des Bauern-Pensionsversiche­
rungsgesetzes Geldleistungen wegen dauern-

, der Erwerbsunfähigkeit (dauernder Berufs­
unfähigkeit) beziehen und nicht in Be­
schäftigung stehen oder 
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Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/1970: 

(2) Den im Abs. 1 genannten Invaliden sind 
auf Antrag Personen gleichzustellen, deren Er­
werbsfähigkeit aus einer im Abs. 1 angeführten 
Ursache um mindestens 25 v. H. gemindert is~, 
wenn sie sich infolge ihres Gebrechens ohne die 
Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht 
zu verschaffen oder zu erhalten vermögen und 
durch die Gleichstellung die Unterbringung der 
im Abs. 1 genannten Invaliden nicht gefährdet 
wird. Unter denselben Voraussetzungen ist die 
Gleichstellung auch Personen zu bewilligen, deren 
Erwerbsfähigkeit durch ein Gebrechen, das auf 
keine der im Abs. 1 angeführten Ursachen zurück­
zuführen ist, um mindestens 50 v. H. gemindert 
ist. über die Gleichstellung entscheidet der In­
validenausschuß (§ 12). Die Gleichstellung kann 
befristet werden; sie ist bei Wegfall der Voraus­
setzungen zu widerrufen. 

(3) Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Begünstigungen dieses Bundesgesetzes ist die Eig­
nung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. In­
valide, denen kraft Gesetzes ein Anspruch auf 
unentgeltliche berufliche Ausbildung (Ein- oder 
Umschulung) zwecks Wiedergewinnung oder Er­
höhung der Erwerbsfähigkeit zusteht, sind vor 
der Inanspruchnahme der iBegünstigungen der als 
notwendig erkannten beruflichen Ausbildung zu­
zuführen. 

(4) Auf ausländische Invalide findet dieses Bun­
desgesetz, unbeschadet der Vorschriften der Abs. 5 
und 6, nur nach Maßgabe der mit ihren Heimat­
staaten getroffenen Vereinbarungen Anwendung. 

(5) Den Invaliden im Sinne des Abs. 1 stehen 
Personen deutscher Sprachzugehörigkeit gleich, 
die staatenlos sind oder deren Staatsangehörigkeit 
ungeklärt ist (Volksdeutsche), wenn ihre Erwerbs­
fähigkeit infolge 

a) einer Gesundheitsschädigung, für die öster­
reichischen Staatsbürgern nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz 1957 Versorgung Zl.l. 

gewähren wäre, oder 
b) eines Arbeitsunfalles oder einer Berufs­

krankheit im Sinne der gesetzlichen Unfall-
versicherung oder . 

c) des Zusammenwirkens der angeführten Ur-
sachen 

um mindestens 50 v. H. gemindert ist. Das 
gleiche gilt auch dann, wenn diese .Personen blind 
sind und die Blindheit auf keine der angeführten 
Ursachen zurückzuführen ist. 

(6) Volksdeutschen, deren Erwerbsfähigkeit 
durch eine im Abs. 5 angeführte Ursache oder 
durch das Zusammenwirken heider dort ange­
führten Ursachen um mindestens 25 v. H. ge-

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

d) infolge des Ausmaßes ihrer Gebrechen zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht ge­
eignet sind. 

(3) Invalide, denen kraft Gesetzes ein An­
spruch auf unentgeltliche berufliche Ausbildung 
(Ein- oder Umschulung) zwecks Wiedergewin­
nung oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit zu­
steht, sind vor der Inanspruchnahme der Begün­
stigungen der als notwendig erkannten beruf­
lichen Ausbildung zuzuführen. 

(4) Auf ausländische Invalide findet dieses 
Bundesgesetz, unbeschadet der Vorschrift des 
Abs. 5, nur nach Maßgabe der mit ihren Hei­
matstaaten getroffenen Vereinbarungen Anwen­
dung. 

(5) Den begünstigten Invaliden im Sinne des 
Abs. 1 stehen Personen deutscher Sprachzu­
gehörigkeit gleich, die staatenlos sind oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
wenn ihre Erwerbsfähigkeit infolge einer Ge­
sundheitsschädigung oder des Zusammenwirkens 
mehrerer Gesundheitsschädigungen um minde­
stens 50 v. H. gemindert ist. 
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Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBl. Nr. 22/1970: 

mindert ist, ist bei Zutreffen der im Abs. 2 auf­
gestellten Voraussetzungen die Gleichstellung mit 
den im Abs. 1 genannten Invaliden zu bewilligen. 
Unter denselben Bedingungen ist die Gleichstel­
lung auch solchen Volksdeutschen zu bewilligen, 
deren Erwerbsfähigkeit durch ein Gebrechen im 
Sinne des Abs. 2, das auf·· keine der im Abs·. 5 
angeführten Ursachen zurückzuführen ist, um 
mindestens 50 v. H. gemindert ist. 

Berechnung der Pflichtzahl 
§ 4.(1) Bei Feststellung der Gesamtzahl der 

Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu be­
rechnen ist (§ 1 Abs. 1, 2, 4 und 5), sind die ört­
lich zusammenhängenden und einer gemeinsamen 
Leitung unterstehenden gleichartigen oder zu­
~ammengehörigen Betriebe desselben Dienstge­
bers zusammenzufassen. Nicht einzurechnen sind 
hiebei: 

a) Invalide (§ 2) und die Dienstnehmer, die 
der Dienstgeber auf Grund anderer gesetz­
licher Vorschriften zu beschäftigen ver­
pflichtet ist; 

b) die nicht schon nach § 2 Abs. 1 lit. b be­
günstigten eigenen Unfallverletzten, wenn 
die Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit in­
folge des Unfalls nach Feststellung des Lan­
desinvalidenamtes mindestens 50 v. H. be­
trägt; 

c ) Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebens­
jahr und Personen, die in einem Lehr- oder 
anderen Ausbildungsverhältnis stehen; 

d) Dienstnehmer, die Präsenzdienst leisten, 
und Dienstnehmerinnen während der Zei­
ten, in denen sie auf Grund der gesetzlichen 
Vorschriften über den Mutterschutz nicht 
beschäftigt werden; 

e) Dienstnehmer, die nur vorübergehend be­
schäftigt oder nicht vollbeschäftigt sind. Als 
vorübergehend beschäftigt gelten Personen, 
die innerhalb eines Kalenderjahres höch­
stens 30 Tage beschäftigt werden, als nicht 
vollbeschäftigt gelten Personen, die im 
Durchschnitt höchstens 24 Stunden in der 
Woche beschäftigt werden. 

(2) In Saisonbetrieben (§ 1 Abs. 2) ist die 
pflichtzahl dadurch zu ermitteln, daß zu den 
ständig beschäftigten Dienstnehmern die jeweils 
im Durchschnitt des Kalendermonates nichtstän­
dig beschäftigten Dienstnehmer hinzugezählt 
werden. Das gleiche gilt sinngemäß für Betriebe, 
die Heimarbeiter beschäftigen. 

(3) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 3 
sind in die Gesamtzahl der Dienstnehmer, von 
der die Pflichtzahl zu berechnen ist, nicht einzu­
rechnen: 

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

Berechnung der Pflichtzahl 
§ 4. (1) Bei der Feststellung der Gesamtzahl 

der Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu 
berechnen ist (§ 1 Abs. 1, 2, 4 und 5), sind alle 
Dienstnehmer, die ein Dienstgeber innerhalb 
eines Bundeslandes beschäftigt, zusammenzufas­
sen. Beschäftigt ein Dienstgeber in mehreren 
Bundesländern Dienstnehmer und liegt die Zahl 
der in einem Bundesland Beschäftigten unter 20, 
so sind diese Dienstnehmer jeweils der Zahl 
der Dienstnehmer zuzuzählen, die am Sitz des 
Unternehmens beschäftigt werden. Nicht einzu­
rechnen sind: 

a) Begünstigte Invalide (§ 2) und die Dienst­
nehmer, die der Dienstgeber auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschriften zu be­
schäftigen verpflichtet ist; . 

b) Ärzte in Kranken- und Kuramtalten; 
Dienstnehmer, die im Krankenpflegefach­
dienst, im medizinisch-technischen Dienst 
oder im Sanitätshilfsdienst beschäftigt sind, 
sowie Anstaltshebammen; 

c) Jugendliche bis zum vollendeten 18. Le­
, bensjahr und Personen, die in einem Lehr­

oder anderen Ausbildungsverhältnis stehen; 
d) Dienstnehmer, die Präsenzdienst leisten, 

und Dienstnehmerinnen während der Zei­
ten, in denen sie auf Grund der gesetz­
lichen Vorschriften über den Mutterschutz 
nicht beschäftigt werden; 

e) Dienstnehmer, die nur vorübergehend be­
schäftigt oder nicht vollbeschäftigt sind. Als 
vorübergehend beschäftigt gelten Personen, 
die innerhalb eines Kalenderjahres höch­
stens 30 Tage beschäftigt werden, als nicht 
vollbeschäftigt gelten Personen, die im 
Durchschnitt höchstens 24 Stunden in der 
Woche beschäftigt werden. 

(2) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 2 
ist die Fflichtzahl dadurch zu ermitteln, daß zu 
den ständig beschäftigten Dienstnehmern die 
jeweils im Durchschnitt des Kalendermonates 
nicht ständig beschäftigten Dienstnehmer hinzu­
gezählt werden. Das gleiche gilt sinngemäß, wenn 
Heimarbeiter beschäftigt werden. 

(3) Bei Dienstgebern im Sinne des § 1 Abs. 3 
sind in die Gesamtzahl der Dienstnehmer, von 
der die Pflichtzahl zu berechnen ist, nicht einzu­
rechnen: 

730 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 13 von 20

www.parlament.gv.at



14 730 der Beilagen 

Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBt. Nr. 22/1970: 

! 

a) die unter Abs. 1 lit. abis e angeführten 
Personen;. 

b) die im §1 Abs. 3 lit. b bis e des Wehr­
gesetzes angeführten Angehörigen des Bun­
desheeres; 

c) Dienstnehmer, die im Wach- oder Feuer­
wehrdienst verwendet werden; 

d) Dienstnehmer, die als Lehrer, Erzieher 
oder im Schulaufsichtsdienst, im ausüben­
den Verkehrsdienst oder als Forstarbeiter 
verwendet werden, zu einem Drittel. Die 
Feststellung der Verwendungen im aus­
übenden Verkehrsdienst obliegt dem Bun­
desministerium für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen. 

E rf ü 11 u n g der B es c,h ä f t i gun g s -
pflicht 

§ 5. (1) Als im Sinne dieses Bundesgesetzes 
beschäftigt zählen nur Invalide, die die persön­
lichen Voraussetzungen (§ 2 Abs. 1, 2, 5 und 6) 
erfüllen und entsprechend den Bestimmungen 
des § 7 entlohnt werden. Die im Betrieb tätigen 
Dienstgeber, bei denen die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 1 oder 5 zutreffen, werden auf die 
Pflichtzahl angerechnet. 

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

a) die unter Abs. 1 lit. abis e angeführten 
Personen; 

b) die im § 1 Abs. 3 lit. 
gesetzes angeführten 
Bundesheeres ; 

b bis e des Wehr­
Angehörigen des 

c) Dienstnehmer, die im Wach- oder Feuer­
wehrdienst verwendet werden; 

d) Dienstnehmer, die als Lehrer, Erzieher oder 
im Schulaufsichtsdienst, als Fürsorger, im 
ausübenden Verkehrsdienst oder als Forst­
arbeiter verwendet werden, zu einem Drit­
tel. Die Feststellung der Verwendungen im 
ausübenden Verkehrsdienst obliegt dem 
Bundesminister für Verkehr. 

E rf ü II u n g der B e s c h ä f t i gun g s­
pflicht 

§ 5. (1) Als im Sinne dieses Bundesgesetzes 
beschäftigt zählen nur begünstigte Invalide, die 
die persönlichen Voraussetzungen (§ 2 Abs. 1 
oder 5) erfüllen und entsprechend den Bestim­
mungen des § 7 entlohnt werden. Dienstgeber, 
bei denen die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
oder 5 zutreffen, werden auf die Pflichtzahl ange­
rechnet. 

(2) Blinde sind mit dem Doppelten ihrer Zahl, (2) Blinde sind mit dem Doppelten ihrer Zahl 
Gleichgestellte (§ 2 Abs .. 2 und 6) zur Hälfte auf die Pflichtzahl anzurechnen. 
ihrer Zahl auf die Pflichtzahl anzurechnen. 

(3) Bei Dienstgebern, bei denen die weiblichen 
(3) In Betrieben, in denen die weiblichen Arbeitskräfte mehr als die Hälfte des Gesamt­

Arbeitskräfte mehr als die Hälfte des Gesamt- beschäftigtenstandes ausmachen, sind' bis zur 
beschäftigtenstandes ausmachen, . sind bis zur Hälfte der Pflichtzahl auch Kriegerwitwen und 
Hälfte der Pflichtzahl auch Kriegerwitwen und Witwen, die diesen gleichstehen, voll anrechen­
Witwen, die diesen gleichstehen, voll anrechen- bar; das gleiche gilt für Frauen, die gemäß § 1 
bar; das gleiche gilt für Frauen, die gemäß § 1 Abs. 3 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 
Abs. 3 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 versorgungsberechtigt sind.' Auf Antrag hat der 
versorgungsberechtigt sind. Auf Antrag hat der Invalidenausschuß (§ 12) für Dienstgeber, die 
Invalidenausschuß (§ 12) für Betriebe, die weib- weibliche Arbeitskräfte beschäftigen, die Anrech­
liche Arbeitskräfte beschäftigen, die Anre'Chnung nung des im ersten Satz angeführten Personen­
dieses Personenkreises bis zur vollen Pflichtzahl kreises bis zur vollen Pflichtzahl unter der Vor­
unter der Voraussetzung zu bewilligen, daß beim aussetzung zu bewilligen, daß beim Arbeitsamt 
Arbeitsamt keine für eine Einstellung in den keine für eine Einstellung geeigneten Invaliden 
Betrieb geeigneten Invaliden vorgemerkt sind vorgemerkt sind oder eine Beschäftigung von 
oder eine Beschäftigung von Invaliden aus inner- Invaliden aus innerbetrieblichen Gründen nicht 
betrieblichen Gründen nicht durchführbar ist. durchführbar ist. In aen Fällen, in denen der 
Die Bewilligung kann befristet werden; sie ist Bundesminister für soziale Verwaltung die Be­
bei Wegfall einer Voraussetzung Zu widerrufen. willigung zur gemeinschaftlichen Erfüllung der 

(4) I ...... "," ........................... . 
Beschäftigungspflicht (§ 1 Abs. 5) erteilt hat, ist 
jener Invalidenawschuß für eine Entscheidung zu­
ständig, der hiezu bestimmt wurde. Die Bewilli-
gung kann befristet werden; sie ist bei Wegfall 
einer Voraussetzung zu widerrufen. . 

(4) . . 
, ................................ 0" ..... . 
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730 der Beilagen 15 

Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/1970: 

Ausgleichstaxe 

§ 9. (1) ............................... . 
Das Arbeitsamt hat dem Dienstgeber eine Be­
smeinigung über die in der jeweiligen Vorsmrei­
bungsperiode vorgenommenen erfolglosen An­
sprechungen auszustellen. 

(2) .................................... . 

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

Aus gl e i eh s tax e 

§ 9. (1) ............................... . 
Das Arbeitsamt hat dem Dienstgeber eine Be­
scheinigung über die jeweils vorgenommenen 
erfolglosen Ansprechungen auszustellen. 

(2) 

§ 10. (1) Aus den Erträgnissen der Ausgleichs- § 10. (1) Aus den Erträgnissen der Ausgleichs-
taxe wird beim Bundesministerium für soziale taxe wird beim Bundesministerium für soziale 
Verwaltung der mit Rechtspersönlichkeit ausge- Verwaltung der mit Rechtspersönlichkeit ausge­
stattete, von diesem Bundesministerium vertre- stattete, von diesem Bundesministerium vertre­
tene Ausgleimstaxfonds gebildet, dessen Mittel tene Ausgleichstaxfonds gebildet, dessen Mittel 
für Zwecke der Fürsorge für die im § 2 Abs. 1, für Zwecke der Fürsorge für begünstigte Invalide 
2, 5 und 6 bezeichneten Personen, für die Ge- im Sinne des § 2 Abs.l und 5, für die Gewäh­
währung von Z!Jschüssen nach § 6 Abs. 2 sowie' rung von Zuschüssen nach § 6 Abs. 2 sowie 
für Zwecke der Fürsorge für die nach dem Kriegs- für Zwecke der Fürsorge für die nach dem 
opferversorgungsgesetz 1957 oder dem Heeres- Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 oder dem 
versorgungsgesetz versorgut.J.gsberechtigten Per- Heeresversorgungsgesetz versorgungsberechtigten 
sonen und deren Kinder zu verwenden sind. Personen und deren Kinder zu verwenden sind. 

(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundes-(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bund~s­
ministerium für soziale Verwaltung unter An- ministerium für soziale Verwaltung unter An­
hörung eines Beirates verwaltet. Dieser Beirat hörung eines Beirates verwaltet. Dieser Beirat 
besteht aus dem Vorsitzenden, zwei Vertretern besteht· aus dem Vorsitzenden, zwei Vertretern 
der organisierten Kriegsbeschädigten, je einem der organisierten Kriegsbeschädigten, je einem 
Vertreter der im § 2 Abs. 1 lit. bund c bezeich- Vertreter der Unfallversehrten, der Opferbefür­
neten Invaliden und je zwei Vertretern der sorgten und der Zivilinvaliden sowie je zwei 
Dienstnehmer und Dienstgeber~ Den Vorsitz Vertretern der Dienstnehmer und Dienstgeber . 
.führt der Bundesminister für soziale Verwaltung Den Vorsitz führt der Bundesminister für soziale 
oder ein von ihm bestimmter rechtskundiger Verwaltung oder ein von ihm bestimmter rechts­
Beamter aus dem Stande des Bundesministeriums kundiger Beamter aus dem Stande des Bundes-
für soziale Verwaltung. ministeriums für soziale Verwaltung. 

(3) Die im Abs. 2 genannten Mitglieder des (3) Die im Abs. 2, genannten Mitglieder des 
Beirates sowie die gleime Zahl von Ersatzmit- Beirates sowie die gleiche Zahl von Ersatzmit­
gliedern werden vom Bundesminister für soziale gliedern werden vom Bundesminister für soziale 
Verwaltung für die Dauer von drei Jahren auf Verwaltung für die Dauer von drei Jahren auf 
Grund von Vorschlägen berufen, die von den Grund von Vorschlägen berufen, die von den zur 
zur Vertretung der Interessen der Invaliden ge- Vertretung der Interessen der' Invaliden gebil­
bildeten Organisationen bzw. von -den in Be- deten Organisationen beziehungsweise. von den 
tracht kommenden gesetzlichen Interessenvertre- in Betracht kommenden gesetzlichen Interessen­
tungen zu erstatten ,sind. Ein Vertreter der vertretungen zu erstatten sind. Ein Vertreter der 
Dienstgeber wird von der Bundeskammer der Dienstgeber wird von der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtsmaft, der zweite von der Prä- gewerblichen Wirtschaft, der zweite von der Prä­
sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
österreichs vorgesmlagen. Je ein Vertreter der österreichs vorgeschlagen. Je ein Vertreter der 
Dienstnehm,er wird vom österreichischen Arbei- Dienstnehmer wird vom österreimischen Arbei­
terkammertag und vom österreichischen Land- terkammertag und vom österreichischen Land­
arbeiterkammertag vorgeschlagen. Zur Erstat- arbeiterkammertag vorgeschlagen. Zur Erstat­
tung der Vorschläge für die Berufung der Ver- tung der Vorsmläge für die Berufung der Ver­
treter der organisierten Kriegsbeschädigten sind treter der organisierten Kriegsopfer sind nur die 
nur die jeweils im Invalidenfürsorgebeirat (Bun- jeweils im Invalidenfürsorgebeirat(Bundesgesetz 

.desgesetz vom 3. Juli 1946, BGBL Nr. 144, in vom 3. Juli 1946, BGBL Nr. 144, in der Fassung 
der Fassung des Bundesgesetzes vom 6. Juli 1954, des Bundesgesetzes vom ·6. Juli 1954, BGBI. 
BGBL Nr~ 171) vertretenen Vereinigungen der Nr. 171) vertretenen Vereinigungen der Kriegs­
Kriegsopfer berufen. Hinsichtlich der Auf teilung opfer berufen. Hinsichtlich der Auf teilung des 
des Vorschlagsrechtes auf die Vereinigungen der Vorschlagsrechtes auf die Vereinigungen der 
Kriegsopfer und der Personen nach § 2 Abs. 1 Kriegsopfer, Unfallversehrten, Opferbefürsorgten 
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Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/1970: 

lit. bund c ist § 4 Abs. 2 des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 144/1946 sinngemäß anzuwenden. Die 
Vereinigungen sind durch öffentliche Bekannt­
machung im amtlichen Teil der "Wiener Zeitung" 
auf die Ausübung des Vorschlagsrechtes aufmerk­
sam zu machen. 

Regelung der Beschäftigungs­
pflicht in besonderen Fällen 

§ 11. (1) Die Betrauung eines Verbandes mit 
der gemeinsmaftlimen Erfüllung der Beschäfti­
gungspflimt (§ 1 Abs. 5) sowie die im Falle nam­
träglimer Abänderung wesentlicher Bedingungen 
erforderliche neuerlime Genehmigung obliegt 
dem Invalidenausschuß (§ 12) oder, wenn sim 
die zusammengehörigen Betriebe auf die Spren­
gel mehrerer Landesinvalidenämter verteilen, 
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung 
nam Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2). 

(2) Wenn der Verband den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dessel­
ben getroffenen Vereinbarungen nimt entspricht 
oder die mit der Betrauung übernommenen 
Pflimten ungeamtet vorangegangener Verwar­
nung nicht gehörig erfüllt, ist die Befugnis von 
der Behörde, die sie erteilt hat, zu entziehen. 

In val i den aus sc h u ß 

§ 12. (1) ............................... . 

(2) 

e) jeweils einem Vertreter der im§ 2 Abs. 1 
lit. b oder cangeführtenPersonen. 

(10) Der Invalidenausschuß wird vom Vorsit­
zendenzu den Sitzungen einberufen. Die Ein­
ladungen sollen den Mitgliedern des Invaliden­
aussmusses spätestens amt Tage vor der Sitzung 
zugestellt werden. Für das Verfahren vor dem 
Invalidenaussmuß gelten im übrigen die Bestim­
mungen des § 10 Abs. 5 sinngemäß. 

Einstellungsschein und Gleich-
s te 11 u n g s b e s c h ein i gun g 

§ 13. (1) Invalide (§ 2 Abs. 1 und 5) erhalten 
als Ausweis auf Antrag einen Einstellungssmein, 
in dem. auße·r dem Grade der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit aum die sonstigen für die Art 
der Verwendung maßgebenden Umstände (Vor­
bildung, beruflime Ausbildung und Eignung, Er­
gebnisse der Berufsberatung) zu vermerken sind. 

(2) Gleimgestellte (§ 2 Abs. 2 und 6) erhalten 
als Ausweis eine Gleimstellungsbescheinigung, in 
der außer den im Abs. 1 angeführten Merkmalen 
die Geltungsdauer der Gleimstellung zu vermer­
ken ist. 

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

und Zivilinvaliden ist § 4 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes BGBl. Nr. 144/1946 sinngemäß anzu­
wenden. Die Vereinigungen sind durch öffent­
lime Bekanntmamung im amtlichen Teil der 
"Wiener Zeitung" auf die Ausübung des Vor­
schlagsrechtes aufmerksam zu machen. 

Regelung der Beschäftigungs­
pflicht in besonderen Fällen 

Entfällt 

Invalidenausschuß 

§ 12. (1) ..........•..................... 

(2) 

e) je einem Vertreter der Unfallversehrten, 
Opferbefürsorgten und Zivilinvaliden. 

Entfällt 

Entfällt 

§ 13. (1) Der Invalidenaussmuß wird vom 
Vorsitzenden einberufen. Die Einladungen sollen 
den Mitgliedern des Invalidenaussmusses späte­
stens 8 Tage vor der Sitzung unter Anschluß 
eIner Tagesordnung nachweislich zugestellt wer­
den. 

(2) Der Invalidenausschuß tagt in nichtöffent­
limer Sitzung; er ist besmlußfähig, wenn minde­
stens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
Die Beschlüsse des Invalidenaussmusses werden 
mit Stimmenmehrheit gefaßt. Der Vorsitzende 
gibt seine Stimme zuletzt ab; bei Stimmengleich­
heit entscheidet seine Stimme. Alle Mitglieder 
haben ihr Stimmremt persönlim auszuüben. 
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730 der Beilagen 17 

Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/1970: 

§ 14. (1) Ober den Antrag auf Ausfertigung 
eines Einstellungsscheines hat das Landesinvali­
denamt zu entscheiden. Der Einstellungsschein 
ist von Amts wegen einzuziehen, wenn die Vor­
aussetzung für die Ausfertigung weggefallen ist. 
Die Gleichstellungsbescheinigung ist vom Landes­
invalidenamt auszufertigen. Sie ist einzuziehen, 
wenn die Voraussetzungen für eine Gleichstel­
lung (§ 2 Abs. 2 und 6) nicht mehr gegeben sind. 

(2) Für· den Grad der Minderung der Erwerbs­
fähigkeit der Invaliden im Sinne dieses Bundes­
gesetzes ist maßgebend: 

a) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. ader 
Rentenbescheid des Landesinvalidenamtes; 

b) in den Fällen nach .§ 2 Abs. 1 lit. b der 
. Rentenbescheid des Trägers der Unfallver­

sicherung; 
c) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. c der 

vom Amte der Landesregierung ausgestell~e 
Rentenbescheid in Verbindung mit der 
Amtsbescheinigung nach § 4 des Opferfür­
sorgegesetzes ; 

d) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 letzter Satz 
der Blindenbeihilfenbescheid; 

e) in den Fällen nach § 2 Abs. 1 lit. d und bei 
den im § 2 Abs. 2 zweiter Satz, Abs. 5 
und 6 angeführten Personen das im Er­
mittlungsverfahren einzuholende Gutachten 
eines ärztlichen Sachverständigen; die Vor­
schriften des § 7 des Kriegsopferversor­
gungsgesetzes 1957 sind hiebei anzuwenden. 

Aus k u n ft s- und M eid e p f I ich t 

§ 16. (1) ................................ . 

(2) Ober die Beschäftigung der Invaliden ist 
von jedem Dienstgeber, gegebenenfalls vom Be­
triebsverband, ein den behördlichen Organen auf 
Verlangen vorzuweisendes Verzeichnis zu führen, 
in dem - außer den für die Berechnung der 
Pflichtzahl maßgebenden Unterlagen (§ 4) - Be­
ginn und Beendigung jedes solchen Dienstver­
hältnisses, Grad der Minderung ·der Erwerbs­
fähigkeit sowie die wesentlichen Daten des Ein­
stellungsscheines (der Gleiehstellungsbescheini­
gung) anzugeben sind. Eine Abschrift des Ver-

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

(3) Ober jede Sitzung des Invalidenausschusses 
ist ein Protokoll zu führen, in dem die Namen 
aller anwesenden Mitglieder und die allfälligen 
Entschuldigungsgründe abwesender Mitglieder zu 
verzeichnen sind. Das Protokoll hat alle Be­
schlüsse im Wortlaut, die Ergebnisse der Abstim­
mungen und den wesentlichen Verlauf der Ver­
handlungen zu enthalten; es ist vom Vorsitzen­
den und dem Schriftführer zu unterfertigen. Eine 
Abschrift des Protokolls ist allen Mitgliedern des 
Invalidenausschusses zu übermitteln. 

§ 14. (I) Als Nachweis für die Zugehörigkeit 
zum Kreis der begünstigten Invaliden (§ 2 Abs. 1 
oder 5) gilt der letzte rechtskräftige Bescheid 
über die Einschätzung des Grades der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit mit mindestens 50 v. H. 

a} eines Landesinvalidenamtes, 
b) eines Trägers der gesetzlichen Unfallver­

sicherung, 
c) eines Landeshauptmannes in Verbindung 

mit der Amtsbescheinigung gemäß§ 4 des 
Opferfürsorgegesetzes 

oder der letzte rechtskräftige Bescheid über die 
Zuerkennung einer Blindenbeihilfe. 

(2) Liegt ein Nachweis im Sinne des Abs. 1 
nicht vor, hat auf Antrag das örtlich zuständige 
Landesinvalidenamt unter Mitwirkung eines ärzt­
lichen Sachverständigen die Höhe des Grades 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit einzuschät­
zen und bei Zutreffen der Voraussetzungen mit 
Bescheid die Zugehörigkeit zum Kreise der be­
günstigten Invaliden (§ 2 Abs. 1 oder 5) fest­
zustellen. Bei ·der Einschätzung des Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit sind die Vor­
schriften des § 7 des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes zu ~erücksichtigen. 

Aus k u n f t s- und M eide p f I ich t 

§ 16. (1) 

(2) Ober die Beschäftigung der Invaliden ist 
von jedem Dienstgeber ein den behördlichen 
Organen auf Verlangen vorzuweisendes Ver­
zeichnis zu führen, in dem - außer den für die 
Berechnung der Pflichtzahl maßgebenden Unter­
lagen (§ 4) - Beginn und Beendigung jedes sol­
chen Dienstverhältnisses, die Versicherungsnum­
mer des beschäftigten Invaliden sowie die wesent­
lichen Daten des Nachweises der Zugehörigkeit 
zum Kreise der begünstigten Invaliden (§ 14) 
anzugeben sind. Eine Abschrift des Verzeichnis-
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Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBI. Nr. 22/1970: 

zeichnisses samt den für die Berechnung der 
Pflichtzahl (§ 4) und für die Erfüllung der Be­
schäftigungspflicht (§ 5) innerhalb eines Kalender­
jahres maßgeblichen Unterlagen ist bis zum 
1. Feber des darauffolgenden Jahres dem zustän­
digen Landesinvalidenamt einzusenden, das die 
Angaben zu überprüfen hat. Wird zugleich mit 
der Verzeichnisabschrift ein Auftrag auf Zuwei­
sung von Invaliden erteilt, so gilt dieser Auf­
trag als beim Arbeitsamt eingebracht. Das Lan­
desinvalidenamt hat den Auftrag ohne Verzug 
an das zuständige Arbeitsamt weiterzuleiten. 

(3) Die Auskunfts- und Meldepflicht für, den 
Bereich des Bundes obliegt dem Bundeskanzler­
amt, für den Bereich eines Landes dem Amt der 
Landesregierung und für den Bereich einer Ge­
meinde dem nach der Gemein'deordnung zustän­
digen Organ. 

Eintreibung der Ausgleichstaxe 

§ 18. (1) ................................ . 
(2) 

(3) 

Fassung der gegenständlidten Novelle: 

ses samt den für die Berechnung der pflichtzahl 
(§ 4) und für die Erfüllung der Beschäftigungs­
pflicht (§ 5) innerhalb, eines' Kalenderjahres maß­
geblichen Unterlagen ist bis zum 1. Feber des 
darauffolgenden Jahres dem' zuständigen Landes­
invalidenamt ,(über die Beschäftigung von Inva-' 
liden im Bereich des Bundes dem Landesinvali­
denamt für Wien, Niederösterreich und Burgen­
land) einzusenden, das die Angaben zu prüfen 
und bei Nichterfüllung der Beschäftigungspflicht 
die Ausgleichstaxe (§ 9 Abs. 1) vorzuschreiben 
hat. Wird zugleich mit der Verzeichnisabschrift 
ein Auftrag auf Zuweisung von Invaliden 'er­
,teilt, so gilt dieser Auftrag als beim Arbeitsamt' 
eingebracht. Das Landesinvalidenamt hat den 
Auftrag ohne Verzug an das zuständige Arbeits­
amt weiterzuleiten. 

(3) 

(4) Auf Antrag k,ann der Bundesminister für 
soziale Verwaltung dem Dienstgeber die' Erstat­
tungder Meldung gemäß Abs; 2 auf maschinell 
verwertbaren Datenträgern bewilligen. 

Eintreibung der Ausgleichstaxe 

§ 18. (1) ............................... . 
(2) 

(3) 

Diese Kosten sind zugleich mit der vorgeschrie- Diese Kosten sind zugleich mit der vorgeschrie­
benen Ausgleich,staxe einzutreiben und fließen in benen Ausgleichstaxe einzutreiben und' fließen 
den Ausgleichstaxfonds. dem Bund zu. 

Verfahren 

§ 19.(1) Auf das Verfahren finden die Vor­
schriften des Allgemeinen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes 1950 und hinsichtlich des § 21 die 
Vorschriften des Verwaltungsstrafgesetzes 1950 
Anwendung. 

(2) über Berufungen gegen Bescheide des Inva­
lidenausschusses, des Landesinvalidenamtes und 
der Bezirksverwaltungsbehörde (Berghauptmann­
schaft) in Durchführung dieses Bundesgesetzes 
entscheidet der Landeshauptmann im administra­
tiven Instanzenzug endgültig. 

Verf ah r en 

§ 19. (1) Auf das Verfahren finden, soweit 
dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, die 
Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes 1950 und hinsichtlich des § 21 
die Vorschriften des Verwaltungsstrafgesetzes 
1950 Anwendung. 

(2) Bescheidausfertigungen, die unter Verwen­
dung elektronischer Datenverarbeitungsanlagen 
hergestellt werden, bedürfen weder einer Unter­
schrift noch einer Beglaubigung. 

(3) Unrichtigkeiten in Bescheiden, welche ihre 
Ursache in der fehlerhaften Anwendung elektro­
nischer Datenverarbeitungsanlagen haben, gelten 
als Schreib- oder Rechenfehler im Sinne des § 62 
Abs. 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens­
gesetzes 1950. 

Rechtsmittel 

§ 19 a. (1) über Berufungen gegen Bescheide 
des Invalidenausschusses, des Landesinvaliden­
amtes und der Bezirksverwaltungsbehörde (Berg­
hauptmannschaft) in Durchführung dieses Bun­
desgesetz, entscheidet, soweit dieses Bundesgesetz 
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Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBl. Nr. 22/1970: 

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

nicht anderes bestimmt, der Landeshauptmann. 
Gegen seine Entscheidung ist eine weitere Be­
rufung unzulässig. Richtet sich eine Berufung 
gegen die Vorschreibung einer Ausgleichstaxe, 
kommt dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 Abs. 1) 
Parteistellung zu. 

(2) über Berufungen gegen Bescheide des 
Landesinvalidenamtes, womit dem Bund die Ent­
richtung von Ausgleichstaxe vorgeschrieben wird, 
entscheidet der Bundesminister für soziale Ver­
waltung. 

(3) Gegen Bescheide, die nach der Vorschrift 
des § 19 Abs. 2 erlassen worden sind, kann bei 
der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, 
innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung des 
Bescheides schriftlich Vorstellung erhoben wer­
den. Die Behörde hat nach Prüfung der S3:ch­
und Rechtslage die Angelegenheit neuerlich zu 
entscheiden. Der Vorstellung kommt aufschie­
bende Wirkung zu. 

Mitwirkung bei der Durchfüh- Mitwirkung bei der Durchführung 
rung des Gesetzes des Gesetzes 

§ 22. (1) ............................... . 

(2) tn den Betrieben, in denen Betriebsvertre­
tungen der Dienstnehmer bestehen, haben sich 
diese auch um die Durchführung dieses Bun­
desgesetzes zu bemühen. Sind in einem Betrieb 
wenigstens fünf Invalide im Sinne di~ses Bundes­
gesetzes beschäftigt, ist von diesen ein Vertrau­
ensmann zu wählen. Die Betriebsvertretung, der 
Dienstnehmer hat bei Beratung über Fragen der 
Durchführung dieses Bundesgesetzes den Ver­
trauensmann der Invaliden mit beratender 
Stimme zuzuziehen. 

(3) 

(4) 

§ 22. (1) ............................... . 

(2) In Betrieben, in denen Betriebsvertretun­
gen der Dienstnehmer bestehen, haben sich diese 
auch um die Durchführung dieses Bundesgesetzes 
zu bemühen. Sind in einem Betrieb wenigstens 
fünf Invalide (§ 2 Abs. 1 und 5) beschäftigt, 
ist von diesen ein Vertrauensmann zu wählen. 
Für die Wahl des Vertrauensmannes sind die 
Bestimmungen der Betriebsrats-Wahlordnung 
über die Wahl der Vertrauensmänner sinngemäß 
anzuwenden. Die Betriebsvertretung der Dienst­
nehmer hat bei Beratung über Fragen der Durch­
führung dieses Bundesgesetzes den Vertrauens­
mann der Invaliden mit beratender Stimme zu­
zuziehen. 

(3) 

(4) 

Artikel 11 

Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
verlieren die bisher ausgestellten Einstellungs­
scheine ihre Gültigkeit. Die Inhaber von Gleich­
stellungsbescheinigungen gelten als begünstigte 
Invalide im Sinne des § 2 Abs. 1 dieses Bundes­
gesetzes, sofern kein Ausschließungsgrund gemäß 
§ 2 Abs. 2 vorliegt und das Ausmaß der Minde­
rung der Erwerbsfähigkeit mindestens 25 v. H. 
beträgt. Den Inhabern von Gleichstellungs­
bescheinigungen, deren Erwerbsfähigkeit um 
mindestens 50 v. H. gemindert ist, ist von Amts 
wegen ein Bescheid gemäß § 14 Abs. 2 (Art. I 
Z. 13) auszustellen. 
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20 730 der Beilagen 

Fassung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBl. Nr. 22/1970: 

Fassung der gegenständlichen Novelle: 

ArtikelllI 

Opferfürsorgegesetz, BGBI. Nr. 183/1947, in der Das Opferfürsorgegesetz, BGBI. Nr. 183/1947, 
derzeit geltenden Fassung: wird wie folgt geändert: . 

§ 6. L .................................. . 

2 ...................................... . 

3. 

4 ...................................... . 

Bezüglich des Kündigungsschutzes und der Be­
schäftigungspflicht gelten die Bestimmungen der 
§§ 8, ~, 15, 16, 17,21 und 22 des Invaliden­
einstellungsgesetzes 1969. 

5. Die Dienststellen des öffentlichen Dienstes 
,sind verpflichtet, auf 50 Dienstnehmer, alle übri­

gen Dienstgeber auf 100 Dienstnehmer minde­
stens je einen Inhaber einer Amtsbescheinigung 
oder eines Opfer ausweises nach § 4 dieses Bun­
desgesetzes zu beschäftigen. Die wegen Nicht­
erfüllung der Beschäftigungspflicht nach diesem 
Bundesgesetz in Anwendung des § 9 des Invali­
deneinstellungsgesetzes 1969 eingehobenen Aus­
gleichstaxen fließen dem gemäß § 10 des Inva­
lideneinstellungsgesetzes 1969 gebildeten Fonds 
zu. Die Erträgnisse dieser Ausgleichstaxen sind 
nach Anhören der Opferfürsorgekommission 
(§ 17) zum Zwecke der Fürsorge für die Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder einesOpferaus-. 
weises, deren Witwen, Waisen und Kinder sowie 
für Personen zu verwenden, die bis zur Voll­
endung des 24. Lebensjahres Inhaber einer Amts­
bescheinigung oder eines Opferausweises als Hin­
terbliebene (§ 1 Abs. 3 lit. bund d) waren. 

§ 6. 1. ......•........................... 

2 ...................................... . 

3. 

4 ...................................... . 

Bezüglich des Kündigungsschutzes, der Beschäfti­
gungspflicht und des Verfahrens gelten die Be­
stimmungen der §§ 8, 9, 15, 16, 17, 19, 19 a, 21 
und 22 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969. 

5. Alle Dienstgeber sind verpflichtet, auf 
200 Dienstnehmer mindestens je einen Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder' eines Opferaus­
weises nach § 4 dieses Bundesgesetzes zu beschäfti­
gen. Die wegen Nichterfüllung der Beschäfti­
gungspflicht nach diesem Bundesgesetz in An­
wendung des § 9 des Invalideneinstellungsgeset­
zes 1969 eingehobenen Ausgleichstaxen fließen 
dem gemäß § 10 Abs. 1 des Invalideneinstel­
lungsgesetzes 1969 gebildeten Fonds zu. Der 
Bundesminister für soziale Verwaltung ist er­
mächtigt, nach diesem Bundesgesetz rechtskräftig 
vorgeschriebene Ausgleichstaxen über' Ansuchen 
bei Vorliegen besonderer Umstände zu ermäßi­
gen. Die' Erträgnisse der Ausgleichstaxen sind 
nach Anhören der Opferfürsorgekommission 
(§ 17) zum Zwecke der Fürsorge für die Inhaber 
einer Amtsbescheinigung oder eines Opferaus­
weises, deren Witwen, Waisen und Kinder sowie 
für Personen zu verwenden, die bis zur Voll­
endung des 24. Lebensjahres Inhaber einer Amts­
bescheinigung oder eines Opferausweises als Hin­
terbliebene (§ 1 Abs. 3 lit. bund d) waren. 

Artikel IV 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 
1974 mit der Maßgabe in Kraft, daß die Bestim­
mungen des Att. I Z. 4 und 5 und des Art. III 
erstmals bei der Ermittlung der Ausgleichstaxe 
(§ 9 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, BGBL 
Nr. 22/1970) für das Jahr 1973 anzuwenden sind. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

a) hinsichtlich der Bestimmung des § 4 Abs. 3 
lit. d letzter Sa~z der Bundesminister für 
Verkehr; 

b) hinsichtlich der Bestimmung des § 18 Abs. 3 
der Bundesminister für Justiz und 

c) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 

730 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)20 von 20

www.parlament.gv.at




